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D ie Schleſiſche Heimſtätte iſt von einem 
doppelten Verluſt betroffen worden. Faſt zur 
gleichen Zeit, wo ſie ihren techniſchen Geſchäfts⸗ 
leiter hergibt, der einer Berufung zum Stadtbau⸗ 
rat in Frankfurt a. M. folgt, traf aus dem 
Bayriſchen Hochlande die Nachricht von dem Ver⸗ 
ſchwinden des Verwaltungsgeſchäftsführers, 
Aſſeſſor Baumgartens, ein, der, wie an- 
genommen werden muß, einem alpinen Unfalle 
zum Opfer gefallen iſt. 


So ſcheiden zwei Männer aus der Leitung 


unſerer provinziellen Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft, die mit ihrem Aufblühen und mit der 


Stellung, die ſie ſich ſeit ihrem nunmehr ſechs⸗ 
jährigen Beſtehen errungen hat, eng verknüpft 
ſind. 


Fünf Jahre ſind verfloſſen, ſeitdem Aſſeſſor 
Baumgarten die verwaltungstechniſche 
Leitung der Schleſiſchen Heimſtätte beſorgt, und 
ion feit der Gründung der Geſellſchaft verſieht 
Architekt May den verantwortungsvollen Poſten 
des Leiters der ſiedlungstechniſchen und ſtädtebau⸗ 
lichen Abteilung. Es liegt auf der Hand, daß ein 
ſo junges Unternehmen, wie die provinzielle 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, entſtanden in der 
Not der Zeit, aus der Sorge des Staates um die 
Milderung der Wohnungsnot und die Förderung 
des Kleinwohnungsbaues, es nicht leicht hatte, ſich 
durchzuſetzen, beſonders wenn man an die im 
Laufe der Zeit immer verwickelter gewordenen 
Verhältniſſe namentlich auf dem Wohnungs⸗ 
markte denkt. Galt es doch eine Fülle von Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen geſchickt in die Praxis um⸗ 
zuſetzen, oft widerſtrebende Intereſſen zielbewußt 
zuſammenzufaſſen und den ſich fortgeſetzt 
ändernden Verhältniſſen in der Finanzierung und 
Geſetzgebung immer aufs neue gerecht zu werden. 
Da konnte wohl die Schleſiſche Heimſtätte keinen 
geeigneteren, aufopferungswilligeren und flei⸗ 
Bigeren Führer finden, als es Fritz Baum⸗ 
garten war. Unermüdlich war er ſtets beſtrebt, 


den vielerlei Wünſchen von Intereſſenten und Be⸗ 
hörden gerecht zu werden, wobei ihm eine fachliche 
Ruhe und Klarheit ber Denk- und Ausdrucksweiſe 


zur Seite ſtand. 


Dieſe muſtergültige Verwaltungsarbeit er⸗ 
leichterte dem Techniker die ſich auf ſeinem Gebiete 
ergebenden großen Aufgaben. 


Und wie löſte Ernſt May dieſe Aufgaben? 
Es galt ihm, im Gegenſatz zu ber ſeitherigen Über- 
ladung der Baukörper mit erlernten Schmuck⸗ 
formen, das Sachliche mit äußerſter Konſequenz 
herauszuheben. Klar erkannte er, daß unſere Zeit 
neuer Ausdrucksmittel bedarf, und daß dieſe 
neue Form nur vom lebendigen Organismus des 


zeitgemäßen Wohnens her gefunden werden 
könne. Die reſtloſe Durchführung dieſer Ziele 


führte naturgemäß zu einſchneidender Um⸗ 
geſtaltung der Grundriſſe nach dem Geſichtspunkte, 
alles nur Repräſentierende (Gute Stube uſw.) 
zu vermeiden und das Weſentliche, nämlich er⸗ 
leichterte Haushaltführung, ein gerade für Minder⸗ 
bemittelte ſo wichtiges Moment, zu fördern. In 
Verbindung hiermit erkannte er die Bedeutung 
ſtädtebaulicher Plangeſtaltung, nämlich des klaren 
Herausarbeitens der großen Forderungen des nen- 
zeitlichen Städtebaues gegenüber den immer noch 
nicht ganz überwundenen hiſtoriſierenden Ein⸗ 
ſchlägen der älteren Städtebauſchule mit ihren 
Reminiſzenzen an Rothenburg ob der Tauber u. a. 
Dazu trat bei ihm die Erkenntnis, daß die Ziele 
des Städtebaues nicht mit der Geſtaltung einzelner 
Bebauungspläne erſchöpft ſind, ſondern daß erſt 
Zuſammenfaſſen der einzelnen Organismen zu 
einem Ganzen, zur Landesplanung, die große 
Ordnung bringen wird, die zum Staatswohle 
gehört. 


Breslau, den 30. Auguſt 1925. 


Der Aufſichtsrat. 
Weſemann, Vorſitzender. 
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Der Wettbewerb für den Befiedlungsplan Langenbielau. 


Von Oberregierungs⸗ und Oberbaurat Schierer, Staatlicher Wohnungsaufſichtsbeamter für den Regierungsbezirk Breslau. 


Dis Stadtgemeinde Langenbielau hatte 
Anfang Februar ds. Is. unter den in Schleſien 
anſäſſigen oder gebürtigen Baukünſtlern und 
Städtebauern einen allgemeinen Wettbewerb zur 
Erlangeng von Ideenentwürfen für einen Be⸗ 
ſiedlüngsplan ausgeſchrieben. 

Trotzdem Langenbielau bereits ums Jahr 1800 
herum 8400 Einwohner zählte, die ſich dann von 
der Mitte vorigen Jahrhunderts bis in die 
Neuzeit von 12 600 auf 18 700 vermehrten, iſt 
es der Gemeinde erſt im vorigen Jahre nach 
langen Kämpfen gelungen, eine Stadt- 
gemeinde zu werden und damit unter die 
Städteordnung zu fallen. Langenbielau iſt ſchon 
von alters her als Weberdorf bekannt. Frühzeitig 
hat ſich die Weberei des Ortes als Hausinduſtrie 


vom Hauswerk mit örtlichem Abſatz zum and- 


werk mit erweitertem Abſatzgebiete fortgebildet. 
Schon in der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
beginnt der allmähliche Übergang vom handwerks⸗ 
mäßigen Betriebe zum Fabrikbetriebe. Während 
Anfang vorigen Jahrhunderts in der Stadt 
Reichenbach mit ihren 5000 Einwohnern nur 
190 Baumwollſtühle und einige wenige Leinen⸗ 
ſtühle im Betriebe waren, zählte, wie bereits an⸗ 
geführt, Langenbielau damals jon 8400 Ein- 
wohner und hatte 1100 Baumwollſtühle, 440 
Leinenſtühle, 150 Wollſtühle und 15 andere Stühle 
im Gange. In der Mitte vorigen Jahrhunderts 
ging man vom Handbetriebe zum mechaniſchen 
Betriebe über. 1861 liefen in Langenbielau 
bereits 576 Maſchinenſtühle, und nun ging es im 
beſchleunigten Tempo dem heutigen modernen 
Großbetriebe entgegen. 

Eigenartig und ſich den natürlichen Begeben⸗ 
heiten anſchließend, hat ſich die bauliche Ent⸗ 
wicklung des Ortes geſtaltet. Wir haben am 
Nordoſthange des Eulengebirgsſtockes eine Reihe 
von langgeſtreckten Tälern, in denen ſich die Sied- 
lungen, dem Waſſerlaufe folgend, von dem oberen 
Ausgang des Tales bis weit in die Ebene hinein 
erſtrecken. Uns intereſſiert neben dem, ſich am 
Waſſerlaufe der Peile hinziehenden Langenbielau 
beſonders das etwa 5 km entfernte, ganz ähnlich 
geſtaltete Dorf Peterswaldau. Beide haben eine 
Länge von etwa 8 km, beide ſtehen in gewiſſem 
wirtſchaftlichen Zuſammenhange, indem Peters- 
waldau mehr landwirtſchaftliche Betriebe enthält, 
während bei Langenbielau die Induſtrie über⸗ 


Bemerkung: Die farbig angelegten Flächen 
hat die photographiſche Platte nicht richtig wieder⸗ 
gegeben. So iſt beſonders das „Grün“ völlig dunkel 
geworden (vergl. z. B. in „§ 7“ die Grünflächen be- 
ſonders im Süden der Stadt). Ebenſo iſt auch das 
Braun, das die Bebauung in „Zukunft durch Arbeit“ 
darſtellt, zu dunkel geraten. 


wiegt. Im übrigen zeigt Langenbielau in ſeiner 
langgeſtreckten ſchmalen Form durchweg offene 
Bauweiſe, die von Induſtrie anlagen 
regellos durchſetzt iſt. Hier und da blickt aus 
freundlichem Grün auch ein landhausmäßiges Ge- 
bäude hervor. 

Bei den Verkehrsſtraßen, die den Ort 
mit den Nachbarorten verbinden, hat man zwei 
Richtungen zu unterſcheiden. Einmal die Langen⸗ 
bielau durchziehende Hauptverkehrsſtraße Reichen⸗ 
bach —Neurode, die bei Volpersdorf den Kamm 
des Eulengebirges überquert, und ferner eine An⸗ 
zahl ſenkrecht hierzu verlaufender Querzüge, welche 
die benachbarten Täler mit Langenbielau ver⸗ 
binden. Nach Süden ſind deren drei vorhanden. 
Sie ſetzen an dem oberen Ende, in der Mitte und 
am unteren Ende von Langenbielau ein und 
bilden die Verbindung nach Weigelsdorf, Haben⸗ 
dorf und Nieder⸗Peilau, während nach dem nörd⸗ 
lich gelegenen Peterswaldau nur eine, vom Mittel- 
punkte Langenbielau's ausgehende Verkehrsſtraße 
führt. Der Schwerpunkt des Verkehrs liegt natur⸗ 
gemäß auf dem Wege von Reichenbach nach Neu⸗ 
rode und wird zurzeit allein von der, Langenbielau 
in ſchlanken Windungen durchziehenden Haupt⸗ 
ſtraße getragen. 

Außerdem ſteht Langenbielau 
ſiſchen Eiſenbahnnetze noch durch zwei Eiſen⸗ 
bahnlinien in Verbindung. Die eine Ver⸗ 
bindung beſteht in der Staatsbahnſtrecke Reichen⸗ 
bach —Ober⸗Langenbielau, mit den Perſonen- und 
Güterbahnhöfen Langenbielau und Ober-Langen⸗ 
bielau, während die zweite Verbindung die Eulen⸗ 
gebirgsbahn bildet, die von Reichenbach über 
Peterswaldau nach dem Staatsbahnhofe Ober⸗ 
langenbielau und dann weiter nach Silberberg — 
Mittelſteine führt und in Wünſchelburg endet. 
Innerhalb des Gemeindebezirks Langenbielau 
liegen noch die beiden Eulengebirgsbahnhalteſtellen 
Steinhäuſer und Neu⸗Bielau. Außerdem führt 
von der Halteſtelle Neu-Bielau ein etwa 600 m 
langes Anſchlußgleis im Bogen nach der Fabrik 
der Kattundruckerei F. Sudert in Ober⸗Langen⸗ 
bielau. 

Die Bebauung des Ortes zeigt die übliche 
Regelloſigkeit. Was in ländlichen Verhältniſſen 
der Großgrundbeſitz zu tun pflegte, nämlich zur 
Abrundung ſeines Beſitzes Bauern- und Büdner⸗ 
ſtellen aufzukaufen, das iſt hier ſeitens der In⸗ 
duſtrie geſchehen. Sie hat, ohne ſich um das 
Ortsbild und eine organiſche Eingliederung in 
dieſes zu kümmern, ſich regellos dorthin ge— 
ſetzt, wo gerade Bauland zu haben war. 
Das vorerwähnte Anſchlußgleis nach der 
Fabrik F. Suckert zeigt, daß man dabei 


mit dem ſchle⸗ 
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Abb. 2. Verfaſſer: Dipl.-Ing. Schroeder, Breslau. 
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auch die mangelhaften Eiſenbahnverkehrsverhält⸗ 
niſſe zu überwinden verſtand. Geſundheitliche 
Rückſichten gab es damals nicht, und die Sorge um 
Wohnungen überließ man der Arbeiterſchaft ſelbſt. 
Eine große Zahl von Angeſtellten und Arbeitern 
wohnt noch heute in Reichenbach und Schweidnitz 
und fährt täglich mit der Eiſenbahn oder mit dem 
Rade zur Arbeitsſtätte. Noch größer iſt die Zahl 
der Langenbielauer Arbeiter, die in den benach⸗ 
barten, im Eulengebirge gelegenen Orten Peters⸗ 
waldau, Weigelsdorf, Lampersdorf, ja ſogar in 
Silberberg und in noch weiterem Umkreiſe wohnen 
und täglich den Landweg benutzen, um zur Arbeits⸗ 
ſtelle zu kommen. Ganz allmählich hat ſich das 
Gewiſſen des Arbeitgebers geregt, hier helfend 
einzugreifen. Gewiſſe Anſätze hierfür ſind bereits 
vorhanden. Den erſten Anſtoß gab ſeinerzeit der 
evangeliſche Pfarrer, Paſtor prim. Greiner 
(jetzt in Canth), der bereits 1910 nach Bodel⸗ 
ſchwingh'ſchem Muſter in Langenbielau eine Bau⸗ 
genoſſenſchaft gründete und dort an einer kleinen 
Wohnſtraße freundliche Eigenheime errichtete, in 
denen wieder Heimatſinn und Vaterlandsliebe 
gedeihen können. Mit dem Einſetzen der ſtaat⸗ 
lichen Beihilfe zum Wohnungsbau begann dann 
auch in Langenbielau eine gewiſſe Bautätigkeit 
zur Schaffung geſunder Arbeiterwohnungen. Seit 
1918 hat die Firma Chriſtian Dierig allein 
111 Wohnungen neu erſtellt. Der Zukunft bleibt 
es überlaſſen, die große Aufgabe, geſunde und 
zweckmäßige Wohnungen für die vielen Tauſende 
von Arbeitnehmern in Langenbielau zu ſchaffen, 
die heute noch fern von der Arbeitsſtätte, zum Teil 
in unerfreulichſter Weiſe untergebracht ſind. 

Aus dieſen Geſichtspunkten heraus ergaben 
ſich für den Wettbewerb folgende 
Aufgaben: 


Das äußere Stadtgebiet einſchließlich des Guts⸗ 
bezirks, der etwa in der Mitte des Ortes keil⸗ 
förmig von beiden Seiten auf die Hauptſtraße zu 
vorſtößt, ſollte für die Bedürfniſſe des Wohnens, 
der Arbeit und der Erholung einer Geſamt⸗ 
bevölkerung von etwa 30 000 Menſchen, unter 
Beachtung der Forderungen des Verkehrs, der 
Wirtſchaftlichkeit, der Geſundheit und Schönheit 
aufgeteilt werden. Außerdem waren beſondere 
Vorſchläge für die Ausgeſtaltung der Rathaus- 
gegend zu machen. Als befondere Bedingung war 
noch angegeben, daß die beſtehenden Eiſenbahn⸗ 
linien, nämlich die Staatsbahn und die Eulen⸗ 
gebirgsbahn, als unabänderlich anzuſehen ſind 
und eine Umſiedlung der beſtehenden induſtriellen 
Anlagen nicht in Frage komme, während natur⸗ 
gemäß das neue Induſtriegebiet an den hierfür 
geeigneten Stellen, namentlich nördlich der Staats⸗ 
bahnlinie unterzubringen war. Hierdurch ſollten 
koſtſpielige Kunſtbauten und die Vermehrung 
ſchienengleicher Bahnkreuzungen vermieden werden. 
Über den Straßenverkehr iſt das Erforderliche 
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bereits oben gejagt. Neu hinzu folte eine 
Straßenverbindung zwiſchen ber Oberſtadt (Neu⸗ 
bielau) und Ober⸗Peterswaldau zur Entlaſtung 
der Ortsſtraßen von Langenbielau treten. 
Dauerkleingärten waren im Geſamt⸗ 
umfange von etwa 45 ha vorzuſehen. Auf bie 
Erhaltung der beſtehenden Kleingärten ſollte dabei 
nach Möglichkeit Rückſicht genommen werden. Die 
unmittelbare Nachbarſchaft des landſchaftlich reiz⸗ 
vollen Gebirges mit ſeinen reichen Forſtbeſtänden 
macht die Anlage von Parkwäldern überflüſſig; 
dagegen waren Spiel- und Sportplätze, Volks⸗ 
wieſen, Badeanſtalten und Friedhöfe in einem 
Umfange vorzuſehen, welcher der zugrunde⸗ 
gelegten Bevölkerungszahl von 30 000 Ein⸗ 
wohnern entſpricht. Dabei war auf eine Muf- 
lockerung der Wohngebiete durch Freiflächen und 
eine geſchickte Verbindung der letzteren mit den 
landſchaftlich bevorzugten Gebieten der Umgebung 
Bedacht zu nehmen. Ferner waren auch alle 
jonftigen, für den angegebenen Bevölkerungs⸗ 
zuwachs erforderlichen öffentlichen Anlagen zu be⸗ 
rückſichtigen, insbeſondere geeignete Bauſtellen für 
eine Textilfachſchule mit Werkſtellenanlage und ein 
Poſtgebäude vorzuſehen. 

Der Beſiedlungsplan ſollte ſchließlich auch die 
Unterlage für die neu zu erlaſſende Ortspolizei⸗ 
verordnung bilden, bie fid) auf 8 7 Ziff. 1 Abſ. 2 
bis 5 der neuen Bauordnung für die Städte des 
Regierungsbezirks Breslau vom 27. Oktober 1922 
aufbaut und eine Ortseinteilung in Bauzonen, 
Bauklaſſen und Bauſtaffeln vorſieht. In den 
Bauzonen zerfallen die für den Anbau vor⸗ 
geſehenen Gebiete zunächſt nach dem Charakter 
der Gebäude in Geſchäfts⸗, Wohn⸗, Fabrik⸗ und 
gemiſchte Zonen. Eine weitere Unterſcheidung 
erfolgt nach Bauklaſſen und regelt die Bebauung 
der einzelnen Baugrundſtücke nach der 
Zahl der Geſchoſſe und dem zuläſſigen Höchſtmaß 
der bebaubaren Fläche, während die dritte Ein⸗ 
teilung in Bauſtaffeln fih auf den Wechſel 
zwiſchen geſchloſſener, halboffener und offener 
Bauweiſe bezieht. 

Zu erwähnen iſt ſchließlich noch, daß die 
Stadt Langenbielau Trockenkanaliſation und eine 
chemiſch-mechaniſch betriebene Kläranlage beſitzt, 
während die Regenwaſſer durch Stichkanäle dem 
Bielebache zugeführt werden. Die Verſorgung 
mit Waſſer geſchieht durch Brunnenanlagen, 
jedoch ſchweben zurzeit Verhandlungen wegen 
einer zentralen Waſſerverſorgung. Gas liefert die 
Gaszentrale Reichenbach von Reichenbach aus, 
elektriſchen Strom die Überlandzentrale E. W. 
Schleſien von der Mölkegrube. Auf eine Straßen⸗ 
bahn ſollte keine Rückſicht genommen werden. 
Hochwaſſergebiet kommt nicht in Frage. 

Und nun zum Wettbewerbe ſelbſt! — 

Fünfzehn Wettbewerbsentwürfe waren dem 
Magiſtrate friſtgemäß überſandt worden. Sechs 
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Abb. 3. Verfaſſer: Architekt B. D. A. Carl Hermann Rudloff. 


wurden zunächſt wegen weſentlicher Mängel aus- 
geſchieden. Mit einem ſiebenten geſchah das 
gleiche wegen Nichterfüllung der Bedingungen des 
Wettbewerbprogramms. Noch einmal wurde ge— 
ſiebt und ein achter und neunter Entwurf trotz 


immerhin war doch durchweg das Streben nach 
Sachlichkeit und Beachtung der Forderungen der 
Volkswohlfahrt zu erkennen. Keine Prachtſtraßen 
mehr und dahinter enge, winkelige Baublöcke, 
ſondern eine klare Aufteilung der Wohnviertel, ein 


Anerkennung des aufgewendeten Fleißes und Erkennen der Geſichtspunkte, die bei der Auf 
mancher Vorzüge von einer weiteren Berück- ſtellung eines Beſiedlungsplanes zu berückſichtigen 


ſichtigung ausgeſchloſſen. 

Um es vorweg zu nehmen, das Ergebnis war 
durchſchnittlich ein hohes. Das ſei zum Troſte 
derjenigen geſagt, die ſich noch nicht ganz dem 
Geiſte der Zeit anzupaſſen vermochten. Aber 


—— 


Abb. 4. Verfaſſer: Acchitelt Rudolf Toepler, Canth. 


ſind. 
Wie war es denn früher? 
Das Fluchtliniengeſetz von 1875 
kennt nur Straßen und Plätze, und wo es — 
im $ 3 — von der Förderung des Verkehrs, der 
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Feuerſicherheit und der öffentlichen Geſundheit 
ſpricht, geht es an des Weſens Kern, nämlich an 
der Frage der Regelung des Anbaues achtlos 
vorüber. Straßenpläne ſchuf das Fluchtlinien⸗ 
geſetz, nichts weiter! — Erſt das Preußiſche 
Wohnungsgeſetz, zu dem ſich das Ab- 
geordnetenhaus nach jahrzehntelangen Kämpfen 
und unter dem Drucke der Verhältniſſe endlich 
im Jahre 1918 bereit fand, ſchafft eine völlig 
neue Baſis, indem es eine klare Trennung 
zwiſchen Wohn- und Fabrikgebäuden verlangt, 
nach Auflockerung drängt und — das iſt die 
Hauptſache — von dem wichtigen Gedanken 
ausgeht, daß ein Bebauungsplan nicht nur den 
Anbau zu regeln, ſondern, was mindeſtens 
ebenſo wichtig iſt, auch die Freiflächenfrage zu 
löſen hat. Der Entwurf zu einem 
neuen Städtebaugeſetze packt, was 
hier beiläufig bemerkt ſein möchte, die ſtädtebau⸗ 
lichen Aufgaben nunmehr von einer ganz 
anderen Seite an. Er verweiſt zunächſt die In⸗ 
duſtrie an ihre richtige Stelle, gibt den Ge- 
meinden für die hierzu notwendige Land- 
beſchaffung das Enteignungsrecht, regelt die 
Verkehrs⸗ und die Grünflächenfrage und über⸗ 
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Abb. 5. Verfaſſer: Oberſtudiendirektor Prof. Braune u. Neg.-Baumitr. Klimm, Breslau. 


weiſt dann das übrige, zweckmäßig gelegene Ge- 
lände den menſchlichen Wohnſtätten. 

Alle diefe Gedanken finden wir ſchon mehr 
oder minder klar herausgehoben in den zur 
engeren Wahl geſtellten Wettbewerbsentwürfen 
vor. 

Was zunächſt den Verkehr betrifft, ſo ſind 
die Hauptgeſichtspunkte hierfür bereits oben an⸗ 
geführt. Ausſchlaggebend war in erſter Linie die 
ſüdliche Entlaſtungsſtraße, die in dem Entwurf 
„S7“ (Regierungsbaumeiſter Vo ehm- 
Breslau, Mitarbeiter Dr.-Ing. Krawietz⸗ 
Breslau) eine ſehr geſchickte Führung zeigt und in 
glücklichſter Weiſe die Aufgaben einer Hauptver⸗ 
kehrs⸗ und einer Erſchließungsſtraße miteinander 
verbindet. Während andere Entwürfe dieſe Straße 
an die ſüdliche Grenze des Weichbildes verweiſen, 
bildet fic im ,8 7^ und in „Volkswohl⸗ 
fahrt“ (Dipl.⸗Ing. Schroeder⸗Bres⸗ 
lau) das Rückgrat für das wichtige Siedlungs⸗ 
gebiet zwiſchen Butterberg und Schloßpark. In 
„S 1^ nähert fie jid) von dort in der Richtung nach 
Weſten, nördlich des Butterberges dem Ortskerne, 
und zwar in unmittelbarer Nachbarſchaft des 
Induſtriegebiets. Sie erfüllt damit eine weitere 
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wichtige Aufgabe, indem ſie dieſes Induſtriegebiet 
unter künftiger Entlaſtung der alten Hauptſtraße 
mit der Außenwelt verbindet. Der zweite Haupt⸗ 
geſichtspunkt für das Verkehrsnetz waren die 
großen Querſtraßen in der Richtung von Süden 
nach Norden. Im Süden genügte es, die hier 
vorhandenen Wege nach Weigelsdorf, Habendorf 
und Nieder-Peilau als Hauptſtraßengerüſt bez 
ſonders zu kennzeichnen; nach Norden kam es 
namentlich auf eine zweckmäßige Verbindung von 
Ober⸗Langenbielau mit dem benachbarten Peters⸗ 
waldau an. Faſt gleichartige Löſungen finden 
wir hier außer in „S 7“ auch bei „Volkswohl⸗ 
fahrt“, „Industries und Gartenſtadt“ 
(Architekt H. Rudloff⸗ Breslau) und bei 
„Zukunft durch Arbeit“ (Architekt 
Rudolf Toepler⸗Canth). Wichtig war 
ferner eine beſſere Verbindung der Habendorfer⸗ 
ſtraße mit der Straße nach Peterswaldau. Beide 
ſind zurzeit dort, wo ſie in die alte Langenbielauer 
Hauptſtraße einmünden, gegeneinander verſetzt. 
„Bergſtadt a. d. Biele“ (einer der in die 
engere Wahl gekommenen Entwürfe (Verfaſſer 
unbekannt) ſieht hier, ähnlich wie auch 7 
einen ſehr gelungenen ſchrägen Durchbruch östlich 
des Schloſſes vor, wodurch die beiden, bisher ge— 
trennten Straßenzüge in zweckmäßige Verbindung 
miteinander kommen. 

Für die Erweiterung der Induſtrie 
kam im weſentlichen nur das Gebiet nördlich der 
Staatsbahn Reichenbach —Langenbielau in Bee 
tracht. Damit ergab ſich von ſelbſt die Aufgabe, 
dieſes Gebiet durch eine nördliche Umgehungs⸗ 
ſtraße zu erſchließen. Ausſchlaggebend war nur 
eine paſſende Entfernung von den Gleiſen der 
Staatsbahn und die richtige Stelle für ihre öſt⸗ 
liche Einmündung in den alten Verkehrsweg 
Reichenbach Langenbielau zu finden (ſiehe „$ 7^.) 

Ein beſonderes Kennzeichen jedes neuzeitlichen 
Beſiedlungsplanes ift die Nord⸗Südrichtung der 
Wohnſtraßen. Man muß es eigentlich einem Be- 
ſiedlungsplane, ohne erſt nach dem Nordpfeile zu 
ſuchen, ſchon am Straßengerüſt anſehen, wie 
er orientiert („geoſtet“) iſt, d. h. wie die 
Himmelsrichtungen liegen. Der früher bei der 
Aufteilung eines Geländes ſo beliebte quadratiſche 
Baublock, der ein Übermaß von Straßen zur 
Folge hatte, iſt heute überholt. Langgeſtreckte 
Baublöcke mit der ausgeſprochenen Tendenz der 
Nord⸗Südrichtung hören jetzt zum Charakter 
der Wohngebiete. Überhaupt kommt es auf eine 
möglichſt ſparſame Anordnung von Straßen an, 
wobei man die Grünflächen gern in das Innere 
der Baublöcke legt. Beſonders charakteriſtiſche 
Formen eines ſolchen Straßengerüſtes finden wir 
u. a. in „Volkswohlfahrt“ und im „S 7“. 
Im übrigen iſt das Überwiegen der Norb⸗Süd⸗ 

richtung der Wohnſtraßen auch in „Siedeln 


tut not“ (Oberſtudiendirektor  Profeffor 
Braune und Reg.⸗Baumeiſter Klimm⸗ 
Breslau) und „Zukunft durch Arbeit“ 
klar herausgearbeitet. 

Nicht unerwähnt mag ſchließlich zu dem Thema 
„Verkehr“ noch die heutige Auffaſſung über die 
Ausbildung der Kreuzungen von Verkehrsſtraßen 


bleiben. Angeſichts des fortgeſetzt ſteigenden 
Schnellverkehrs iſt es unbedingt erforderlich, 


bei Straßenkreuzungen möglichſt große S 
abſchnitte zu überſehen. 
ſtandes des Städtebaues, wo der Landmeſſer 
Straßenpläne nach laufendem Meter pro- 
jektierte und bezahlt bekam, war es üblich, die 
Straßenkreuzungen im halben rechten Winkel ab⸗ 
zuſchrägen. Dies wurde ſpäter aus ſchönheit— 
lichen Geſichtspunkten wegen der nüchternen Ge— 
ſtaltung der Eckbauten mit Recht bekämpft. An. 
fich ijt aber die mit der Verbrechung der Eden ent- 
ſtandene Erweiterung des Geſichtsfeldes aus ver— 
kehrstechniſchen Gründen durchaus erwünſcht und 
unbedenklich, ſobald man nur eine andere Form, 
entweder die der Abrundung oder eines vecht- 
winkeligen Einſchnitts wählt. Die Hauptſache ijt, 
daß man den beabſichtigten Zweck, nämlich eine 
größere Überſicht über die Straßenkreuzung, er⸗ 
reicht. Auch ‚Hier finden wir wieder im „§ 7“ 
vorbildliche Löſungen. Es jet beiläufig bee 
merkt, daß man zurzeit in Berlin in dieſer Be⸗ 
ziehung radikal vorgeht. So ſollen u. a. an der 
Kreuzung der Linden mit der Friedrichſtraße die 
vier Häuschen verſchwinden, die dort vor einigen 
Jahren, wohl mehr zum Nutzen des Stadtſäckels, 
als um einem dringenden Bedürfniſſe der 
Paſſanten nach Zigaretten und Kognakbohnen ab- 
zuhelfen, errichtet wurden und bisher die İber- 
ſichtlichkeit über den Fahrverkehr an dieſem 
wichtigen Kreuzungspunkte in bedenklicher Weiſe 
ſtörten. 

Damit verlaſſen wir den Verkehr und gehen 
nunmehr zur Induſtrie über. Über die 
Frage ihrer zweckmäßigen Unterbringung iſt nicht 
viel zu bemerken; ſie ergibt ſich, wie bereits 
hervorgehoben, von ſelbſt. Beachtenswert iſt, daß 
das Wettbewerbsprogramm eine Erweiterung der 
Induſtrie im Südoſten der Stadt vorſah und 
zwar aus wirtſchaftlichen Gründen, wegen der 
bequemen Benutzung des hier bereits por- 
handenen Eiſenbahnanſchlußgleiſes. Nur ein 
Bewerber „Volkswohlfahrt“ iſt hiervon 
bewußt abgewichen, und zwar mit der Be⸗ 
gründung, daß dieſes Gebiet mehr für Wohn⸗ 
viertel geeignet ijt. Sollte dieſes Gelände wirt- 
lich einmal für induſtrielle Anlagen erſchloſſen 
werden, ſo könnte es ſich nur um ſolche handeln, 
die den Anforderungen unter Art. 4 § 1 Ziffer 2 
des e qure Jn vont 28. März 1918 ent- 
ſprechen, b. h. weder durch Verbreitung übler 
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In der Zeit des Tief- 
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Dünſte, noch durch ſtarken Rauch ober ungewöhn⸗ 
liches Geräuſch Gefahren, Nachteile oder Be— 
läſtigungen für die Nachbarſchaft oder das 
Publikum überhaupt herbeizuführen geeignet ſind. 
Eine beſondere Lage im Stadtbebauungsplane 
beanſpruchen die Kleingewerbeviertel. Sie werden 
in der Regel den Übergang von der Gewerbezone 
zum Wohngebiete bilden. Eine anſprechende 
Löſung finden wir hierfür im „§ 7“. Hier um⸗ 
ziehen die für Kleingewerbe vorgeſehenen Grund— 
ſtücke die nördlich der Stadt angeordneten huf- 
eiſenförmigen Erſchließungsſtraßen, die von der 


alten, den Ortskern im Norden begleitenden 
Nebenſtraße ausgehen. 
Geſundheit! Geſundheitliche Geſichts⸗ 


punkte liegen zunächſt der Einteilung des Gebiets 
in Bauzonen, Bauklaſſen und Bauſtaffeln zu⸗ 
grunde. Es iſt oben bereits angeführt, worauf 
es hierbei ankommt. Man wird ohne Not, 
namentlich im Innern eines Ortes, keine höhere 
Bauweiſe einführen, wenn eine niedrigere, in 
gut erhaltenen Formen vorhanden iſt und 
ſonſtige zwingende wirtſchaftliche Gründe nicht 
vorliegen. Dieſe Frage taucht zurzeit nicht ſelten 
auf. In einer großen Zahl von alten Stadt⸗ 
fernen überwiegt heute noch die zweigeſchoſſige 
Bauweiſe. Manche Marktplätze, wie beijpiels- 
weiſe in Wohlau, Militſch, Steinau, Herrnſtadt, 
Köben u. a. m., zeigen noch wohlerhaltene Platz⸗ 


wandungen aus alter Zeit, mit gut bürgerlichen 


zweigeſchoſſigen Hausanſichten, gleichmäßig durch⸗ 
geführten Hauptgeſimſen und einheitlich aus- 
gebildeten Dächern, die vielfach noch ohne die un- 


ſchönen Brandmauerüberhöhungen ineinander 
übergehen. Nur hier und da wird dieſes Har- 


moniſche Bild durch vereinzelte, kitſchig-moderne 
dreigeſchoſſige Neubauten geſtört. Es entſteht 
nun die, namentlich vom wirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkte aus nicht leicht zu löſende Frage, ob man 
hier die zweigeſchoſſige Bauweiſe aufgeben und 
die dreigeſchoſſige einführen fol. Hier wird nur 
von Fall zu Fall entſchieden werden können. 

Was Langenbielau betrifft, ſo iſt der 
Charakter des langgeſtreckten Stadtkernes bereits 
oben gekennzeichnet. An das Vorhandene bewußt 
anzuknüpfen, anſtatt rückſichtslos eine engere und 
höhere Bebauung einzuführen, beweiſt, daß fid) 
der Städtebauer mit dieſer wichtigen Frage be- 
ſchäftigt hat. In „§ V^ ijt die Unberührtheit 
des alten Stadtgebietes charakteriſtiſch. Nur ver- 
einzelt werden Ausnahmen zugunſten einer 
zweckmäßigeren Aufteilung bei den infolge ihrer 
Kleinheit nur ſchwer ausnutzbaren Grundſtücken 
nicht zu umgehen ſein. 

Worauf es aber bei der Geſundheit noch be— 
ſonders ankommt, ijf neben der Frage der Muf- 
lockerung das Grünproblem. Wir wijfen, 
daß ein neuzeitlicher Beſiedlungsplan nicht nur 


die Frage des Anbaues zu regeln hat, jonbern 
auch die Frage der Geſtaltung der Freiflächen. 
Das alte Fluchtliniengeſetz von 1875 kannte nur 
Straßen und Verkehrsplätze. Artikel 1 des Woh- 
nungsgeſetzes hat hier die Worte „auch 
Gartenanlagen, Spiel und Er- 
holungsplätze“ hinzugefügt. Damit iſt der 
Begriff der Freifläche geſetzlich feſtgelegt, und es 
kommt nun darauf an, fie in den Bebauungs⸗ 
plan zweckmäßig einzugliedern. Welchen Zwecken 
im vorliegenden Falle die Freiflächen dienen 
ſollten und welche Geſichtspunkte hierfür maß⸗ 
gebend waren, wurde weiter oben bereits an- 
geführt. Bei der unmittelbaren Nachbarſchaft 
des landſchaftlich reizvollen Eulengebirges fant es 
im weſentlichen auf Schreberdauergärten, auf 
Zport- und Spielplätze und Volkswieſen an. Bei 
jeder größeren Anhäufung von menſchlichen 
Wohnſtätten — man braucht dabei keineswegs 
nur an die Großſtädte zu denken — wird das 
Bedürfnis eintreten, ſtellenweiſe mit der Be- 
bauung Halt zu machen und ſie mit Grünflächen 
zu durchſetzen. Die Umwandlung der alten 
ſtädtiſchen Befeſtigungsgürtel in Promenaden⸗ 
anlagen bieten hierfür oft wohlgelungene Bei⸗ 
ſpiele. Damit iſt aber das Bedürfnis in der 
Regel nicht gedeckt. Die meiſt regelloſe und enge 
Bebauung der vorhandenen alten und oft auch 
der neueren Stadtviertel und die fortſchreitende 
Bebauung verlangt nach Auflockerung. Hierzu 
ſind öffentliche Grünflächen, Parkanlagen und 
dergl. erforderlich, und hier ſpielt auch der 
Dauerkleingarten eine wichtige Rolle. 
Er erſetzt nicht nur unter Umſtänden die fehlen- 
den öffentlichen Grünflächen, ſondern er bringt 
dem Grundeigentümer durch den von den Klein- 
gärtnern zu zahlenden Pachtzins ſogar eine Ein- 
nahme, die in der Regel größer ijt als die Ein- 
nahme aus der landwirtſchaftlichen Nutzung. 
Welche Bedeutung der Kleingarten als Ergänzung 
der gartenloſen Mietwohnung namentlich für die 
in ſchlechten Quartieren untergebrachte minder- 
bemittelte Bevölkerung hat, bedarf keines bee 
ſonderen Hinweiſes. Die zweckmäßige Unter— 
bringung der Dauerkleingärten im Geſamt⸗ 
umfange von etwa 45 ha gehörte demnach mit 
zu den bedeutenderen Aufgaben des Wettbewerbs. 
Dabei waren vornehmlich zwei Geſichtspunkte zu 
erfüllen. Einerſeits möglichſte Nähe zu den alten 
Wohnvierteln und andererſeits keine Inanſpruch⸗ 
nahme von Gelände, das für wichtigere Zwecke 
bereit zu halten war. Man kann die Schreber⸗ 
gärten einerſeits als geſchloſſene Anlage für ſich 
behandeln, man kann ſie aber auch in Verbindung 
mit anderen Grünanlagen bringen. Die Ein⸗ 
gliederung in den Beſiedlungsplan kann in 
Form der Einſtreuung — das wird be⸗ 
ſonders bei den bereits beſtehenden Anlagen zu⸗ 
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treffen — oder in der Form von geſchloſſenen 
oder durchbrochenen Grünringen, oder in 
Verbindung mit Spiel- und Sportanlagen er- 
folgen. Eingeſtreute Kleingartenflächen können 
zwiſchen einſeitig bebauten Straßenzügen als ge— 
ſchloſſene oder öffentliche Anlagen erſcheinen, oder 
Teile einer öffentlichen Anlage bilden, oder auf 
dem durch rückwärtige Fluchtlinien geſchützten 
Hinterlande von Baugrundſtücken erſtellt werden. 
Im letzteren Falle dienen ſie vornehmlich zur 
Deckung des Bedarfs für die Bewohner der an— 
liegenden Häuſer. Beſonders wertvoll werden 
ſolche Kleingartenflächen dann, wenn ſie, durch 
Grünwege miteinander verbunden, 
längere Erholungsgänge geſtatten. Inmitten von 
Häuſergevierten können öffentliche Plätze für 
Dauergartenanlagen bekanntlich durch Be— 
ſchränkung der Bebauungsmöglichkeit des Hinter- 
landes mit Hilfe entſprechender baupolizeilicher 
Vorſchriften oder rückwärtiger Fluchtlinien (vergl. 
Art. 1S 1 des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 
1918) geſchaffen werden. Sie müſſen in dieſem 
Falle mindeſtens einen öffentlichen Zugang 
haben. 


Es iſt intereſſant, wie ſich die Wettbewerber 
mit dieſer Aufgabe abgefunden haben. Be- 
achtenswert iſt hier beſonders die Anordnung der 
Dauergärten und auch der übrigen Grünflächen 
in dem mit dem erſten Preis gekrönten Entwurfe 
,S 7“. Die Schreberdauergärten bilden hier 
ſtellenweiſe eine geſchickte Überleitung zu den 
landwirtſchaftlich genutzten Flächen. Sie liegen 
allerdings von denjenigen Wohnungen etwas weit 
entfernt, deren Bewohner vornehmlich auf ihre 
Benutzung angewieſen ſind. Bei verſchiedenen 
Entwürfen, jo auch u. a. in „Volkswohl⸗ 
fahrt“, begleiten die Schreberdauergärten an 
geeigneten Stellen die vorhandenen Eiſenbahn⸗ 
linien. Auch der Entwurf „Induſtrie und 
Gartenſtadt“ zeigt eine geſchickte Durch- 
dringung der Wohngebiete. Eine ideale Löſung 
des Grünproblems wird darin beſtehen, daß die 
Grünflächen, ohne die für die Bebauung be— 
ſonders geeigneten Gebiete zu beeinträchtigen, 
möglichſt nahe an die ſchlecht gebauten Kerne 
einer Ortſchaft keilförmig herangeführt und nach 
außen hin durch ringförmige Streifen mit- 
einander verbunden werden, wobei noch als 
weiterer Geſichtspunkt hinzutritt, dieſe Grün⸗ 
flächen in geeigneten Fällen in das Innere der 
Baublöcke zu legen, dergeſtalt, daß ſich die öffent⸗ 
lichen Anlagen mit den anſtoßenden Hausgärten 
zu einem grünen Ganzen zuſammenſchließen. 
Dieſer idealen Form des Grünproblems nähert 
ſich in Geſtalt einer ſehr glücklichen Anordnung 
und Verbindung der Grünflächen, die an die 
landſchaftlich bevorzugten Teile der Umgebung 
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geſchickt angeſchloſſen find und das geſamte Stadt 
gebiet in ſehr erwünſchter Weiſe umziehen, der 
Entwurf „Zukunft durch Arbeit“. Hier 
ſind auch die Spiel- und Erholungsplätze leicht 
und auf freundlichen Wegen erreichbar, und auch 
der Arbeiter kann dieſe Anlagen bei ſeinem 
Gange von und zur Arbeitsſtätte benutzen. 
Ebenſo iſt in dem Entwurf „Induſtrie- und 
Gartenſtadt“ die weitgehende Durch— 
dringung mit Grünanlagen, insbeſondere mit 
Schrebergärten, zu loben, wobei beſonders auf 
kurze Entfernungen von den alten Stadtteilen 
Bedacht genommen iſt. Als glücklicher Gedanke 
iſt die Freihaltung der Grüngebiete an der 
unteren Biele und der ſchöne Spazierweg nach 
der Hoſpitalmühle bei „Volkswohlfahrt“ 
hervorzuheben. 

Auch bei der Spielplatzfrage ſpielt bie Ent- 
fernung von den menſchlichen Wohnſtätten eine 
große Rolle. Auch Spielplätze müſſen möglichſt 
leicht erreichbar ſein, während größere Sport— 
anlagen, Volkswieſen und dergl. ſchon weitere 
Entfernungen vertragen. 

Es bleibt noch übrig, die Wv H nj ied- 
lungen ſelbſt einer Betrachtung zu unter— 
ziehen. Die Anordnung der Wohnviertel ergibt 
ſich aus den vorhandenen Gegebenheiten und 
dem gewählten Straßengerüſt. In der Regel 
wird der Süden und der Weſten eines Ortes zu 
bevorzugen ſein, während man der, in Nord— 
deutſchland vorherrſchenden Windrichtung wegen, 
die Induſtrie mehr in die nordöſtlichen Teile der 
Ortſchaften verweiſt. Ein weiterer Geſichtspunkt 
bei der Ausweiſung neuer Wohngebiete iſt die 
Frage der Bildung von neuen Siedlungskernen. 
Der Hauptkern einer Ortſchaft wird fid) natur- 
gemäß um die verſchiedenen öffentlichen Gebäude 
gruppieren und aus dem Geſchäftsviertel beſtehen, 
woran ſich die Wohnviertel entſprechend ab- 
geſtuft und aufgelockert nach außen anſchließen. 
Zuweilen wird, namentlich in der Richtung nach 
Weſten, Süden und Oſten, in einer gewiſſen Ent— 
fernung von dem Hauptkern das Bedürfnis ent- 
ſtehen, die Bebauung durch Bildung neuer 
Nebenkerne beſonders zu betonen, einerſeits um 
Abwechſelung in das Ganze zu bringen, anderer— 
ſeits um Gelegenheit zum Ausbau von Läden 
und dergl. zu bieten. 


Im ,S 7^ ſehen wir ſolche Kernbildungen in 
geſchickter Weiſe am oberen und unteren Ende des 
Stadtkörpers angeordnet, während gleichzeitig 
auch der Hauptkern des Ortes, der bis jetzt ge— 
fehlt hat, durch wohlgelungene Straßenzüge und 
Platzanlagen beſonders betont ijt. Hier erjtvedt 
ſich die Kernbildung, vom Hauptbahnhof aus- 
gehend, über den Rathausplatz nach Süden und 
betont damit gleichzeitig das Rückgrat des neuen 
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Hauptwohngebietes. Ahnliche gelungene Ver- 
ſuche zu kleineren Kernbildungen finden wir in 
„Volkswohlfahrt“. Bei der Beſprechung 
der Wohngebiete iſt es unvermeidlich, wieder auf 
die Straßenanlagen zurückzukommen, weil dieſe 
das Gerüſt für das Ganze bilden. D iu Klar⸗ 
heit der Plangedanken hebt jid) wieder „§ 7^ bee 
ſonders hervor. Dieſer Entwurf und der zweite 
Preis gehen nebenbei von einer zielbewußten 
Beſchränkung der Siedlungsgebiete aus. Sie 
vermeiden eine unnötige Inanſpruchnahme der 
für die Ernährung wichtigen Ackerflächen des 
Großgrundbeſitzes und beſchränken ſich auf die 
vom Kleinbeſitze eingenommenen Flächen, der er- 
fahrungsgemäß leichter zur Landabgabe geneigt 
ijt, tie der großzügiger bewirtſchaftete Grok- 
grundbeſitz. 

Eine Sonderaufgabe des Wettbewerbs beſtand 
noch in Vorſchlägen für die Aus⸗ 
geſtaltung der Rathausgegend. Es 
handelte ſich hierbei lediglich um Grundriß— 
löſungen. Die anſprechende Löſung im ,S 7“ 
wurde bereits beſprochen. Einer ihrer Vorzüge 
beſteht in der Beſchränkung der Platzgrößen. 
Auch der Entwurf „Zukunft durch 
Arbeit“ bietet eine glückliche Löſung für die 
Geſtaltung des Bauviertels zwiſchen Bahnhof 
Ober⸗Langenbielau und der Gartenſtraße. Ebenſo 
iſt hier auch der Verſuch, den Marktplatz vor dem 
Rathauſe durch Anordnung eines Baukörpers 
nördlich der Bergſtraße in beſcheidenen Ab- 
meſſungen zu halten und ihm auf dieſe Weiſe 
einen eigenen Reiz zu verleihen, ganz beſonders 
beachtenswert. Allerdings iſt die Einſchränkung 
ber für Marktzwecke benutzbaren Fläche nicht un- 
bedenklich, ein Mangel, der beiſpielsweiſe in der 
Löſung „Induſtrie und Gartenſtadt“ ver- 
mieden iſt. 

Sämtliche mit einer Auszeichnung bedachten 
Entwürfe, an ihrer Spitze die beiden Preisträger, 
bieten eine Fülle von Gedanken und zum Teil 
muſtergültigen Löſungen der geſtellten Probleme. 
Aus jedem einzelnen werden ſich Anregungen 
ſchöpfen laſſen, und es kommt jetzt nur noch 
darauf an, alles zu einem einheitlichen Ganzen 
zu verarbeiten und damit die Grundlage für die 
neue Einteilung der Ortſchaft gemäß § 7 der 
geltenden Baupolizei-Verordnung vom 27. Ok⸗ 
tober 1922 zu ſchaffen. Wohlverſtanden, das 
Wettbewerbsergebnis im allgemeinen und die 
preisgekrönten Arbeiten im bejonderen find vor- 
erſt „Ideenentwürfe“ für den nunmehr aufzu⸗ 
ſtellenden Beſiedlungs⸗ und Flächen⸗ 
aufteilungsplan. Aber auch dieſer beſitzt 
keine Rechtskraft. Vielmehr iſt hierzu, 
wie bereits geſagt, zunächſt eine den Anbau 
regelnde Ortspolizeiverordnung zu er 
laſſen, in der beſtimmt wird, welche Ortsteile 


künftig als Fabrikzonen, als Wohnzonen, als Ge- 
ſchäftszonen und als gemiſchte Zonen gelten. 
Dieſe Ortspolizeiverordnung muß ferner Be⸗ 
ſtimmungen über die Einteilung des Gemeinde— 
gebietes in Bauklaſſen enthalten, in welchen die 
verſchiedene Ausnutzbarkeit der Grundſtücke nach 
der bebaubaren Fläche und der Zahl der Ge— 
ſchoſſe feſtgelegt wird. Dabei wird auch die 
Tiefe der Bebauung, d. h. die Entfernung 
von der Baufluchtlinie, innerhalb deren Baulich⸗ 
keiten errichtet werden dürfen, zu regeln ſein. 
Dies kommt beſonders dort in Frage, wo der 
Kern tieferer Baublöcke von der Bebauung frei⸗ 
zuhalten iſt (Grünfläche). Schließlich iſt in der 
vorerwähnten Ortspolizeiverordnung in Geſtalt 
von Bauſtaffeln vorzuſchreiben, welche Gebiete 
für geſchloſſene, halboffene und offene Bauweiſe 
vorzuſehen ſind. Alle hierauf bezüglichen Einzel⸗ 
beſtimmungen ſind in der Baupolizeiverordnung 
für die Städte des Regierungsbezirks Breslau 
vom 27. Oktober 1922 zu finden. Die Grenzen 
der Bauzonen, Bauklaſſen und Bauſtaffeln 
brauchen jid) übrigens keineswegs zu decken, viel- 
mehr wird dies in der Regel nicht der Fall ſein. 

Mit dem Erlaſſe einer ſolchen Ortspolizei⸗ 
verordnung iſt es aber allein nicht getan. Da⸗ 
mit wäre nur der Anbau geregelt; es iſt jedoch 
notwendig, auch dem geplanten Straßengerüſte 
Rechtskraft zu verleihen. Dies hat mittels des 
Baufluchtliniengeſetzes von 1875 in der durch 
das Wohnungsgeſetz von 1918 geänderten und 
erweiterten Faſſung zu geſchehen. Es ſind alſo 
namentlich für die das Straßengerüſt bildenden 
Hauptverkehrsſtraßen und dort, wo 
mit dem baldigen Einſetzen einer Bebauung zu 
rechnen ijt, außerdem auch für die betreffen 
ben Nebenſtraßen nach Maßgabe der be- 


kannten Vorſchriften Straßen-Flucht⸗ 
linienpläne aufzuſtellen und im geſetzlich 
vorgeſchriebenen Verfahren feſtzuſtellen. 


Hierbei find u. a. auch die Gartenanlagen, Spiel- 
und Erholungsplätze durch Fluchtlinien feſtzu⸗ 
legen und dadurch der Bebauung zu entziehen. 
Auf die Anwendung des Reichsheimſtättengeſetzes 
und der Preußiſchen Heimſtättengeſetze bei der 
Schaffung von Wohn⸗ und Gartenheim⸗ 
ſtätten gebieten (Schreberdauergärten) fei 
hier nur beiläufig verwieſen. 

Das geſamte vorbeſchriebene Verfahren gilt 
übrigens nicht allein für Langenbielau, ſondern 
für alle Gemeinden, die mit der Regelung ihrer 
Bebauung noch im Rückſtande ſind. 


Um wieder auf den Wettbewerb Langenbielau 
zurückzukommen, ſo mag zum Schluſſe die Ein⸗ 
mütigkeit des Preisgerichts nicht unerwähnt 
bleiben, indem namentlich auch die orts⸗ 
angeſeſſenen Laienmitglieder für die Löſung der 
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vorliegenden Probleme ein dankenswertes Ver- 
ſtändnis zeigten und den Fachpreisrichtern da⸗ 
durch ihre Aufgabe außerordentlich erleichterten. 
Das Ergebnis des Wettbewerbs bildet einen 
glänzenden Befähigungsnachweis für die pro- 


vinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, Schleſiſche 
Heimſtätte und den Geiſt, mit dem ihr feiden- 
der techniſcher Geſchäftsführer ſeine Mitarbeiter 
zu beſeelen verſtanden hat. 


Irrlichter in der Wohnungsnot. 


Von Dr. Heymann, Chemnitz. 


Wir. ſind jetzt ſo weit, daß wir in der Neubau⸗ 
tätigkeit den Weg erkannt haben, der aus dem 
Sumpfe der Wohnungsnot führt. Wer ihn 
aber beſchreitet in der Hoffnung, nunmehr feſten 
Grund und Boden unter den Füßen zu haben, 
muß die Erfahrung machen, daß es ein ſehr ge— 
fährlicher Weg iſt. Geſtrüpp droht, den Wanderer 
ſtraucheln zu laſſen, und Irrlichter ſuchen ihn 
auf gefährlichen Seitenpfaden nur wieder in den 
Sumpf zu locken. Wie konnte dieſer an ſich ſo 
ſichere Weg ſo gefahrvoll werden? 

Das Unheil kommt von der Finanzierung 
des Neubaus. Die Finanzquelle ijt eine Steuer, 
bekanntlich die Mietzinsſteuer. Damit iſt der 
Einfluß der Bürokratie gegeben. Und ſoweit ſich 
bei der Feſtſetzung und Verteilung der Steuer 
bürokratiſche Beſtrebungen auswirken, ſchießt an 
dem an ſich ſo ſicheren Wege Geſtrüpp auf und 
gaukeln Irrlichter dem Wanderer entgegen. 

Im Wohnungs⸗ und Siedlungsausſchuß des 
Reichstags erklärt der Reichsarbeitsminiſter, zur 
Deckung der — richtig mit 10000 % — be- 
zifferten Koſten einer Zweizimmerwohnung mit 
Küche genüge ein gemeindlicher Zuſchuß von 
6000 AH, bie reſtlichen 4000 % feien ein „äußerſt 
niedriger“ Betrag, den der Bauherr durch 
Hypotheken und Bauzuſchuß aufbringen könne. 
Dabei iſt es für jeden im Getriebe der gemeind— 
lichen Neubauten -Kredithilfe Stehenden er- 
wieſen, daß der Bauherr höchſtens 10% 
der Baukoſten ſelbſt oder durch Privatkredit auf⸗ 
zubringen vermag, da kraſſeſte Kapitalknappheit 
herrſcht und Privatkredit nur zu ganz unrentier⸗ 
lichen Zinſen zu haben iſt, die unerſchwingliche 
Mieten bedingen würden. In dem genannten 
Ausſchuſſe berechnet man aber den Bedarf an 
Baukapital nach dieſem ungenügenden Satze, und 
das noch dazu auf Jahre hinaus. Irrlichter! 

Durch die Preſſe gehen Notſchreie über hohe 
Mieterzuſchüſſe, mit denen die Wohnungen, die 
mit der Mietzinsſteuer erbaut ſeien, wucheriſch 
belaſtet würden. Man ruft nach dem Staats⸗ 
anwalt. Irrlichter gaukeln auch hier. Die 
Mieterzuſchüſſe ſind nur eine Folgeerſcheinung 
der viel zu niedrigen Beleihungsgrenze der 
öffentlichen Hand. 

Eine rheiniſche Großſtadt macht hochgemut 


bekannt, daß fie kinderreichen Familien Vier- 
zimmerwohnungen mit Küche für 15 000 / er- 
ſtellen wolle. Der Zinsfuß des Baugelds ſolle 
auf 4% durch einen Verbilligungsfonds herab- 
gedrückt werden, jo daß die Familie nur 60 M 
Monatsmiete zu bezahlen habe. 600 ſolcher 
Wohnungen will man erſtellen. Glaubt man im 
Ernſte, daß man 600 Familienväter inder- 
reicher finden wird, die eine derart hohe 
Miete bei den jetzigen Lohn- und Gehaltsverhält⸗ 
niſſen aufbringen können? Arbeitnehmer können 
heute kaum die Friedensmiete aufbringen. 
Friedensmieten erhält man aber erſt, wenn man 
die Verzinſung und Tilgung des Baukapitals auf 
mindeſtens 2 % herabdrückt. — Geſtrüpp und 
Irrlichter! 

Eine Landesregierung, der der Landtag für 
die Staatsbeamten mehrere Millionen zur Ber- 
fügung geſtellt hat, wendet ſich an die Städte mit 
dem Erſuchen, die Finanzierung der Beamten- 
wohnungen zu übernehmen, hierbei aber nur 
50% der reinen Baukoſten der Stadt zur Vere 
fügung ſtellend. Dieſer Zuſchuß ſoll mit 5 % 
verzinſt werden, wogegen die Stadt die reſtlichen 
50 Yo zinslos vorſchießen foll, um nur annähernd 
tragbare Mieten herauszubekommen. Überdies 
wird der Stadt angeſonnen, auf die etwa — zur 
Entlaſtung ihrer Dringlichkeitsliſten — anfallen⸗ 
den Altwohnungen zu verzichten, bezw. will der 
Staat Beamte in die mit ſtädtiſchen Mitteln 
erſtellten Wohnungen ſetzen, die noch gar keinen 
Wohnungsanſpruch in dieſer Stadt haben. 
Welche verantwortungsbewußte Stadt könnte ihre 
Mittel dazu opfern? Die Staatsbeamten aber 
kommen mit ihren Staatszuſchüſſen wohlgemut 
zu der Stadt und finden, daß ſie nicht vorwärts 
kommen: Geſtrüpp und Irrlichter! 

In einer großen Berliner Tageszeitung 
werden der jährliche Bedarf an Wohnungen mit 
150 000 und die Koſten mit 750 Goldmillionen 
berechnet. Bei einer Geſamtfriedensmiete von 
5 Milliarden Mark, abzüglich 5 95 (— 250 
Millionen Mark) für Einhebung, ſollen 15 96 
dieſer Friedensmiete (alſo 750 Millionen Mark) 
zur Deckung der Baukoſten ausreichen. Auch 
hier wieder der Fehlſchluß: man könne mit 5000 M 
eine Kleinſtwohnung finanzieren. In Wahrheit 
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wird man das Doppelte brauchen (90 % ber 
Baukoſten ſ. o.)! 

In eben dieſem Artikel wird behauptet, die 
der Mietzinsſteuer vorangegangene Wohnungs⸗ 
bauabgabe ſei zu Spekulationsbauten verwendet 
worden, die jetzt ſchwer an den Mann zu bringen 
ſeien. Verwirrendes Geſtrüpp, was hinweg⸗ 
geräumt werden muß. Die von der Inflation 
bedrohte Wohnungsbauabgabe haben die meiſten 
Städte verärgert ſeinerzeit beiſeite geworfen, weil 
die Einhebungskoſten kaum gedeckt wurden. Die 
Stadt aber, die es damals verſtanden hat, durch 
ſchleunige Beitreibung die Steuer ertragreich zu 
geſtalten, muß ganz außerordentlich billig gebaut 
haben und wird jetzt an der Goldmiete, die dieſe 
Papiermark⸗Bauten bringen, ihre reine Freude 
haben können. 

Die Städte ſollen großzügig, d. h. auf 
lange Sicht, Neubauten in Angriff nehmen. 
Sie hoffen auf eine Erhöhung der Mietzinsſteuer 
auf 20% der Friedensmiete. Wann dieſe Er⸗ 
höhung kommt, war bisher ungewiß, und doch 
mußten ſie in die Bauperiode hineingehen. 

Jetzt erfährt man, daß erft der ab 
1. April 1926 wirkſame Finanzausgleich den 
für den Wohnungsneubau beſtimmten Steuer⸗ 
anteil auf 15—20 95 der Friedensmiete bringen 
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wird. Das heißt aljo: Für das laufende Bau- 
jahr entfällt eine Erhöhung der Steuer für den 
Neubau. Damit verlieren die Gemeinden die 
Möglichkeit, der inzwiſchen eingetretenen Preis⸗ 
und Lohnſteigerung (Streik!) zu begegnen. Es 
wird nichts anderes übrig bleiben, als die bereits 
aufgeſtellten Bauprogramme für das laufende 
Jahr zuſammenzuſtreichen und die 
Wohnungſuchenden aufs nächſte Jahr zu ver⸗ 
tröſten. Denn nur in ganz vereinzelten Fällen 
werden die Gemeinden — außer der Mietzins⸗ 
ſteuer — noch andere Finanzierungsquellen zur 
Verfügung haben. Irrxlichter in ber Wohnungs- 
not! 

Der Weg, der uns aus der Wohnungsnot 
führen ſoll, iſt gut, wenn die Bautätigkeit ge⸗ 
fördert werden kann. Wie machen wir ihn frei? 
Dadurch, daß wir die Dinge endlich einmal 
ſehen, wie ſie find! Das können heute 
nur die in vorderſter Linie kämpfenden 
Kommunalbehörden. Möchten ſich die Zentral⸗ 
behörden endlich von bürokratiſchen Einflüſſen 
losmachen und damit den Weg aus dem Woh⸗ 
nungselend, von Geſtrüpp und Irlichtern befreit, 
bate ſehnſüchtigen Auge der Wohnungslojen frei- 
geben! 


Hausſchwamm. 
Von Dr. P. Martell, Berlin⸗Johannisthal. 


uf die weitreichende Bedeutung des Haus⸗ 

ſchwammes für den Hausbeſitzer und Bauherrn 
beſonders hinzuweiſen, erübrigt ſich, dennoch ver⸗ 
dient das Thema zu jeder Zeit Beachtung, zumal 
die Forſchungen der letzten Jahre manches Neue 
über den Hausſchwamm gebracht haben. Es 
dürfte daher von allgemeinem Intereſſe ſein, über 
den botaniſchen Charakter des Haüsſchwammes 
einiges kennen zu lernen. Was die Herkunft des 
echten Hausſchwammes (Merulius domesticus 
Fech) anbetrifft, ſo kann man, da Holz den all⸗ 
gemeinen Nährort des Pilzes bildet, mit ee 
Sicherheit annehmen, daß der Wald die eigentliche 
Heimat des ſo gefürchteten Hausſchwammes iſt. 
Der botaniſchen Forſchung iſt es im letzten Jahr⸗ 
zehnt mehrfach gelungen, den Standort dieſes 
Pilzes im Walde nachzuweiſen. Von hier aus 
dürfte ſich die unliebſame Einwanderung in unſere 
Häuſer vollzogen haben, wo der Hausſchwamm 
heute eine Kulturpflanze in nicht gewöhnlichem 
Sinne bildet. Pilze können bekanntlich die zu 
ihrem Leben notwendigen Nährſtoffe nicht aus 
organiſchem Material bilden, müſſen vielmehr auf 
bereits vorhandene organiſche Nährſtoffe zurück⸗ 
greifen. Man unterſcheidet daher bei den Pilzen 
zwiſchen Paraſiten und Saprophyten. Unter 


Paraſiten verſteht man ſolche, die auf lebenden 
Organismen ſchmarotzen, während Saprophyten 
nur aus totem Subſtrat ihre Nährſtoffe T KEEN 
Eingehende Unterſuchungen von Prof. er, 
Eberswalde, und von Prof. von Tubeuf, München, 
haben nun ergeben, daß wir in dem Hausſchwamm 
rig fogenannten Saprophyten vor uns haben, 

d. h. daß er unter keinen Umſtänden die Fähigkeit 
beſitzt, lebendes Holz zu befallen. Wie bei allen 
Pilzen, ſo auch beim Hausſchwamm, iſt für das 
Fortkommen und Gedeihen eine ziemlich hohe 
Luftfeuchtigkeit oder Subſtratfeuchtigkeit notwendig, 
im letzteren Fall alſo muß der Körper, auf welchem 
ſich der Pilz niedergelaſſen hat, über eine gewiſſe 
Feuchtigkeit verfügen. In dieſer Hinſicht bietet 
nun feuchtes Holz den hausanſäſſigen Holzpilzen 
eine willkommene Grundlage zur Anſiedlun er 
beim Hausſchwamm ſichtbare watteartige Polſter 
erſcheint in dem Auge als ein Gebilde von Spinn⸗ 
geweben, oftmals auch mit einem hautartigen 
Charakter, ein Gebilde, das man in ſeiner Ge⸗ 
ſamtheit als Mycel bezeichnet. Das Myeel ſetzt 
ſich aus äußerſt feinen Fäden zuſammen, Hyphen 
genannt. Dieſe Fäden laſſen bei mikroſkopiſcher 
Beobachtung ſeitliche Verbindungsbrücken er⸗ 
kennen, die man als Schnallen bezeichnet. Viel⸗ 
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fad) gelangen nun bie Schnallen beim Haus- 
ſchwamm zum Ausſproſſen. Altere Forſchungen 
ſahen letzteres als charakteriſtiſch für den Haus⸗ 
ſchwamm an, neuere Unterſuchungen haben jedoch 
dieſe Erſcheinung bei anderen Holzpilzen auch 
ermittelt. Bei dem vom Baufachmann vielfach als 
„Mauerſchwamm“ bezeichneten Hausſchwamm 
zeigten diefe Myeelſtränge eine ſehr wurzelartige 
Geſtalt, die ſich oft mehrere Meter lang in Zwirn⸗ 
fadenſtärke bis Bleiſtiftſtärke entwickeln. Solange 
Feuchtigkeit und Nährſtoffe in ausreichendem 
Maße vorhanden find, wächſt das Weel in un- 
begrenzter Ausdehnung weiter. Erweiſt fic) jedoch 
die eine oder andere Lebensgrundlage als nicht 
mehr genügend, ſo tritt beim Hausſchwamm 
Fruchtkörperbildung ein. Früher nahm man 
allgemein an, daß Fruchtkörperbildung nur bei 
Licht vor ſich gehe, eine Annahme, die jedoch bei 
neueren Unterſuchungen als haltlos erwieſen 
wurde. Die Bildung des Fruchtkörpers geht ent- 
weder am Ende des Myeelſtranges vor ſich, wobei 
ſich eine kräftige dickfleiſchige Decke anſetzt, oder 
die auf der Fläche ausgedehnten Miycelhäute ge- 
langen in einen fruchttragenden Zuſtand. Die 
Geſtalt des Fruchtkörpers iſt bis zu einem gewiſſen 
Grade von der Lage des Pilzes abhängig. Be- 
findet ſich der Hausſchwamm auf horizontalen 
Flächen, wie Dielen oder Decken, ſo bleibt der 
Fruchtkörper flach und nimmt meijt eine teller- 
förmige Geſtalt an; liegt der Standort des Haus⸗ 
ſchwammes jedoch an vertikalen Flächen, wie 
Wänden, ſo kommt es neben der Tellerform auch 
n Hut- und Konſolgebilden. Friſche, junge An- 
agen des Hausſchwammes zeigen eine ſchneeweiße 
Farbe, mit zunehmendem Alter und fortſchreiten— 
dem Wachstum tritt eine rotgelbe und zuletzt eine 
ockerbraune bis tiefbraune Färbung ein. Hand 


in Hand damit geht die ehemals lockere, loſe Be⸗ 


ſchaffenheit des Mycels in eine feſte lederartige 
über. Dieſes ſporenerzeugende Gewebe legt ſich in 
wellenartige Falten, die vielfach zuſammentreffen 
und nun wieder miteinander verwachſen. Der 
Fruchtkörper dient den eigentlichen Fortbildungs⸗ 
organen des Pilzes, den Sporen zur Grundlage. 
Die Sporen find mikroſkopiſch kleine, einförmige, 
goldgelbe Körper, die auf kurzen Stielen der 
Sporenträger oder Baſidien ſitzen und dort ab⸗ 
geſchnürt werden. In der Nähe eines ſolchen 
fruchttragenden Hausſchwammes findet man oft 
umhergeſtreutes ockerbraunes Pulver liegen, das 
aus den Sporen beſteht. Während nun faſt alle 
Holzpilze zu ihrer Entwicklung nicht nur am 
Anfang einen hohen Grad von Feuchtigkeit be⸗ 
dürfen, ſondern auch für ihr weiteres Wachstum 
entſcheidend darauf angewieſen ſind, bedarf der 
echte Hausſchwamm dieſer Feuchtigkeit nur für 
das Entſtehungsſtadium. Bei dieſer Sachlage 
vermag der echte Hausſchwamm bei normaler 
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Luftfeuchtigkeit erfolgreich auf völlig lufttrockenes 
Holz überzugreifen, um hier in ſeiner Anſiedlung 
zu unbegrenzter Ausdehnung zu gelangen. Daher 
dringt der Hausſchwamm auch in trockene, gut⸗ 
gebaute Häuſer mit Erfolg ein, wo andere ſchäd⸗ 
liche Holzpilze feine Daſeinsbildung mehr vor- 
finden. 

Prof. Härtig und Schröder haben den Haus⸗ 
ſchwamm in Akten, Herbarien, auf der Leinwand 
von Olgemälden vorgefunden, wo der Pilz ſein 
Zerſtörungswerk trieb. Man erſieht alſo, daß der 
Hausſchwamm auf den trockenſten Gegenſtänden 
noch ſeine Wachstumsbedingung vorfindet. Bei 
Luftabſchluß entwickelt der echte Hausſchwamm 
eine außerordentliche kräftige Waſſerabſcheidung, 
jo daß für das Auge erkennbar das friſche Mycel 
wie mit Tau bedeckt erſcheint. Preßt man das 
Mycel zuſammen, jo tritt das Waſſer wie aus 
einem Schwamm heraus. Entſprechend dieſer 
Eigenart, Waſſer auszuſcheiden, hat man den Pilz 
auch Tränenſchwamm (Merulius Lacrimans) be— 
nannt. Andererſeits iſt in der Bauwelt der Name 
„Naſſer Schwamm“ anzutreffen. 

Man kann auch vielfach der Anſicht begegnen, 
daß Luftzug den Hausſchwamm vernichte. Das 
iſt jedoch nur zutreffend, ſofern dem Standort des 
Pilzes Luftfeuchtigkeit mangelt, da ſich dann das 
ausgeſchiedene Waſſer nicht erhält, ſondern von 
dem Luftzug ausgetrocknet wird und ſo gleichzeitig 
ein Vertrocknen des Myeels herbeiführt. Die 
Myeelſtränge des Hausſchwammes haben die Auf— 
gabe, wo immer möglich, den Gegenſtand zu durch⸗ 
wuchern. So geſchieht es mit Mauerwerk, Holz 
und Füllſchutt. Der Hausſchwamm wuchert ſo 
von ſeinem Ausgangsort auf weite Entfernungen. 
Man hat Wucherungen vom Keller bis zum Dach 
ohne Unterbrechungen verfolgen können. In 
Breslau iſt ein Fall beobachtet worden, wo die 
Brandmauern mehrerer Häuſer einer Häuſerreihe 
mit Hausſchwammſträngen durchwachſen waren. 
Die Widerſtandsfähigkeit des Myeelſtranges iſt 
erheblich größer als die des lockeren Mycels. Über 
die Länge der Lebensdauer des Pilzes liegen ab- 
ſchließende Forſchungen nicht vor. Prof. Härtig 
glaubt nach einer gelegentlichen Beobachtung zu 
der Annahme berechtigt zu ſein, daß der Pilz nach 
vierzig Jahren noch nicht abgeſtorben ſei. Durch 
ein Experiment hat man feſtgeſtellt, daß der Haus- 
ſchwamm wenigſtens vier Jahre in trockenem Holz 
bei völlig trockener Aufbewahrung lebensfähig 
bleibt. Gegen höhere Temperaturen bekundet 
das Myeel eine ziemliche Empfindlichkeit, ſo hört 
das Wachstum des Hausſchwammes bei 269 C. 
auf. Die günſtigſten Wachstumsbedingungen 
des Pilzes liegen bei 18 bis 22° C. Eine wirkliche 
Abtötung des Hausſchwammes tritt jedoch erſt 
bei 34° C. ein. Steigert man die Temperatur 
auf 40? C., jo genügt eine Stunde, um den Haus⸗ 
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ſchwamm abzutöten. Die Hitze bietet uns daher 
ein äußerſt wirkſames Mittel zur Bekämpfung 
dieſes ſo ſchädlichen Pilzes. Der Hausſchwamm 
unterſcheidet ſich hier von den anderen holz⸗ 
zerſtörenden Pilzen inſofern, als letztere weſentlich 
höhere Temperaturen zu ihrer Vernichtunug be- 
dürfen. In ſanitärer Hinſicht iſt zu bemerken, 
daß Anſchauungen, wie der Hausſchwamm gebe 
zu Typhus, Diphtherie und ähnlichen Krankheiten 
Veranlaſſung, in das Reich der Fabel zu verweiſen 
ſind. Es haben darüber eingehende Unter⸗ 
ſuchungen ſtattgefunden, die keinerlei Beſtätigung 
dieſer Annahme erbrachten. Man konnte bisher 
keinerlei Krankheitserſcheinungen beim Menſchen 
beobachten, die man auf die Einwirkung des 
Hausſchwammes hätte zurückführen können. Eben⸗ 
ſowenig iſt der Hausſchwamm giftig. Die für den 
Menſchen in ſanitärer Hinſicht üblen Er- 
ſcheinungen des Pilzes beruhen hauptſächlich da- 
rauf, daß durch die ſtarke Ausſcheidung von Waſſer 
und Kohlenſäure erhebliche Feuchtigkeit in der 
Wohnung hervorgerufen werden kann, die natür⸗ 
lich ſchädlich iſt. Nicht jede im Raum vorhandene 
dumpfe Atmoſphäre hat den Pilz zur Urſache. Auf 
einen Fall hat man jedoch ſeine Aufmerkſamkeit 
zu lenken, daß nämlich der Fruchtkörper in Fäulnis 
übergeht. Da der Fruchtkörper des Hausſchwammes 
etwa 3075 Eiweiß enthält, jo ijt mit der Fäulnis 
ein ſehr übler Geruch verbunden. Natürlich 
Belg die Entfernung der Fruchtkörper hier jofort 
sil fe 

Es jet noch kurz auf den wilden Hausſchwamm 
(Merulius silvester Fec) hingewieſen. Bei ihm 
ſind die Fruchtkörper dünner, ſchwächer geſtaltet, 
während die Falten der Fruchtkörperoberfläche ſehr 
engmaſchig ſind. Beſonders bedeutſam bei dem 
wilden Hausſchwamm iſt, daß ſeine Zerſtörungs⸗ 
kraft erheblich geringer iſt, er vermag Holz nur 
ein Drittel ſo ſtark als der echte Hausſchwamm 
zu zerſtören. Es ſei bemerkt, daß neben dieſen 
beiden Hausſchwämmen noch einige weitere Ab- 
arten in den Häuſern anzutreffen ſind, jedoch 
können wir auf dieſe Abarten hier nicht weiter 
eingehen. 

Es ergibt ſich nun die Frage, welche Mittel 
kommen zur Bekämpfung des Hausſchwammes 
in Frage. Da ſind zuerſt die chemiſchen Mittel 
zur Steriliſierung der Holzoberfläche zu nennen. 
Es muß von vornherein betont werden, daß dieſen 
Mitteln nicht die Wirkung zukommt, pilztötend 
zu wirken. Faſt alle dieſe Mittel beſitzen einen 
lediglich vorbeugenden Charakter. Die in Form 
wäſſriger Löſungen benutzten Metallſalze ſind für 
den Hochbau nur von geringer Bedeutung. Unter 
den organiſchen Säuren verbietet jid) die An- 
wendung von Borſäuren, Salizylſäuren ſchon 
wegen des zu hohen Preiſes. Größere Bedeutung 
kommt den Teerprodukten zu. Die Benutzung 
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rohen Teeröls iſt jedoch zu vermeiden, da dasſelbe 
in das Holz nicht eindringt, dieſes vielmehr mit 
einer dicken, undurchläſſigen Schicht überzieht. 
Hierdurch wird dem Holz jede Waſſerverdunſtung 
genommen, ſo daß die Holzzerſtörer im Innern 
mit unverminderter Kraft ihrem Vernichtungs⸗ 
werk obliegen können. Die Wirkſamkeit des 
Karbolineums erſtreckt ſich ebenfalls nur auf die 
Oberfläche des Holzes, dringt alſo nicht in dasſelbe 
ein. Mehr Vorzug verdienen die reineren Deſtil⸗ 
lationsprodukte, wie Kreſol und Phenol. Bei 
dem Kreſol ſtört der ſcharfe durchdringende Geruch. 
Trotz allem iſt zu einem Balkenanſtrich mit einem 
wirkſamen Antiſeptikum nur dringend zu raten, 
beſonders richte man ſein Augenmerk auf die 
Hirnfläche des Holzes, da ſich hier die Sporen des 
Hausſchwammes am leichteſten entwickeln können. 
Ebenſo müſſen im Balken vorhandene Trocken⸗ 
ſpalte hinreichend getränkt ſein. Immerhin gilt 
es auf dem Gebiete der Holzdesinfektion noch 
manches zu leiſten. Soweit der Pilz nicht direkt 
erkennbar iſt, gibt es noch einige Merkmale, um 
auf das Vorhandensein von Hausſchwamm 
ſchließen zu können. So pflegen geſtrichene Fuß⸗ 
böden an der erkrankten Stelle eine ſchwärzliche 
Färbung anzunehmen. Splintholz wirft in einem 
ſolchen Falle Falten. Das befallene Holz zeigt 
ſich ſo morſch, daß man es mit einem Taſchenmeſſer 
bequem durchſtoßen kann. Vollends mit einem 
Schaufelbohrer vermag man ſich die feſte Gewiß⸗ 
heit über die Erkrankung des Holzes zu ſchaffen, 
ohne die Dielen aufreißen zu müſſen. In der Hitze 
beſitzen wir, wie ſchon erwähnt, das ſicherſte Mittel 
zur Bekämpfung des Hausſchwammes. Ofen ver⸗ 
ſchiedenen Syſtems kommen für die Hitzeentwick⸗ 
lung in Frage. Hält man die Temperatur in 
einem mit Schwamm befallenen Raum auf 40" C 
eine Stunde lang, jo kann man mit aller Be 
ſtimmtheit annehmen, daß die völlige Abtötung 
des Hausſchwammes eingetreten iſt. An ſich iſt 
die Temperatur nicht beſonders hoch, für faſt alle 
Trockenfäulepilze, die nicht mindergefährlichen 
Holzfeinde, würde dieſe Temperatur zur Abtötung 
bei weitem nicht ausreichen. Finden ſich Myeel⸗ 
ſtränge im Mauerwerk, ſo erweiſt ſich als wirk⸗ 
ſamſtes Mittel eine Stichflamme, mit der man 
die Abtötung vornimmt. Vor Einleitung des 
Hitzeverfahrens beſeitigt man die erkrankten Holz⸗ 
teile durch Bebeilung, die ſich bis zum Hervor⸗ 
treten des geſunden Holzes erſtrecken muß. 

Das bebeilte Holz wird am beſten mit einem 
Desinfektionsmittel überſtrichen, um friſchen 
Sporen des Pilzes von vornherein keine neue 
Brutſtätte zu bieten. Das geſamte kranke Holz 
muß unter großer Vorſicht unmittelbar verbrannt 
werden. Der Wiederbenutzung von Füllmaterial 
ſteht nichts im Wege, ſofern das Material gründlich 
durchhitzt wurde. Daß beim Bau nur lufttrockenes 
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Holz verwendet werden darf und foll, braucht wohl 
kaum erörtert zu werden. Die Beſtimmung des 
Waſſergehaltes des Balkens gibt hier über die 
zuzulaſſende Verwendung vollen Aufſchluß. Stellt 
ſich der Waſſergehalt nicht höher als auf 8 Prozent, 
fo ijt die Dielung unbedenklich zuzulaſſen. Ab- 
bruchmaterial iſt nur mit der größten Vorſicht zu 
verwenden; im allgemeinen iſt von der Benutzung 
überhaupt abzuraten. An der Holzzerſtörung 
iſt der Hausſchwamm keinesfalls allein beteiligt, 
vielmehr fällt hier den ſogenannten Trockenfäule⸗ 
ſchwämmen eine erhebliche Rolle zu. Die Zahl 
der hier zu nennenden Pilze iſt nicht unbedeutend. 
Erwähnt ſei der Porenhausſchwamm, der Fächer⸗ 
ſchwamm uſw. Auf Einzelheiten dieſer Troen- 
pilze, die Neubauten mit Vorliebe befallen, können 
wir hier nicht eingehen. Viele vermögen ein be— 


deutendes Zerſtörungswerk zu vollführen. Eine 
Reichsgerichtsentſcheidung hat ſogar (vielleicht 
nicht ganz zutreffend) die Gefährlichkeit des Poren⸗ 
hausſchwammes mit der des echten Haus⸗ 
ſchwammes auf eine Stufe geſtellt. In ihrer 
äußeren Struktur zeigen einige dieſer Trockenfäule⸗ 
pilze in manchem Stadium des Wachstums 
Ahnlichkeit mit dem echten Hausſchwamm, ſo daß 
jede Möglichkeit, mit dem Auge ein ſicheres Er- 
kennen zu geben, genommen iſt. Um völlig ſicher 
zu gehen, ob man wirklich den echten Haus⸗ 
ſchwamm vor ſich hat, kann nur dringend 
empfohlen werden, in allen Fällen eine mikro⸗ 
ſkopiſche Unterſuchung von einem botaniſchen 
Sachverſtändigen vornehmen zu laſſen, da das 
Mikroskop allein das untrügliche Mittel für die 
Erkennung des echten Hausſchwammes bildet. 


Wohnungs fürſorgegeſellſchaften und handwerk. 


ber die Organiſation und die Tätigkeit der 
Wohnungsfürſorge-Geſellſchaften beſtehen in 
weiten Kreiſen, beſonders auch des Handwerks, 
außerordentliche Unklarheiten, welche geeignet 
ſind, die Intereſſen aller mit dem Wohnungsbau 
zuſammenhängender Wirtſchaftskörper zu ſchä⸗ 
digen. Hier wird den Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaften der Vorwurf gemacht, ſie wollten das 
Bauen ſozialiſieren, dort beanſtandet man die 
„Aufverwaltung“ öffentlicher Gelder, ins- 
beſondere der Hauszinsſteuermittel, welche die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften gar nicht in der 
Hand haben; rieſenhafte Zwiſchenverdienſte ſollen 
erzielt werden, eine diktatoriſche Knebelung und 
Bevormundung der Bauluſtigen ſolle erfolgen, 
und der Schluß iſt, „fort mit dieſen Schädlingen 
der deutſchen Wirtſchaft“. 

Es muß uns daran liegen, alle dieſe Irr— 
tümer, die zum Teil auf Unkenntnis der Organi- 
ſation und Aufgaben unſerer Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften, zum andern Teil auf Ber- 
wechſelung mit völlig anders gearteten Organi— 
ſationen beruhen mögen, aufzuklären. 


Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, in Preußen 
auf Grund des Preußiſchen Wohnungsgeſetzes 
vom 28. 3. 1918 und in den übrigen Ländern 
des Reiches zumeiſt nach dem Muſter der 
preußiſchen Beſtimmungen begründet, haben die 
alleinige Aufgabe, auf gemeinnütziger Grundlage 
den Kleinwohnungsbau, d. h. den Bau von 
Wohnungen für die minderbemittelten Bevölke⸗ 
rungskreiſe, in jeder Hinſicht zu fördern und zu 
betreuen. Erſter Grundſatz für ihre Tätigkeit iſt, 
wie es in den Ausführungsbeſtimmungen zum 
Preußiſchen Wohnungsgeſetz heißt, daß jede 3Be- 
einträchttaung der Tätigkeit anderer Unter- 


nehmungen, privater wie gemeinnütziger Art, auf 
dem Gebiet der Befriedigung des Kleinwohnungs⸗ 
bedürfniſſes unbedingt vermieden werden muß, 
daß demzufolge die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
nur vorbildlich und ergänzend inſoweit einzutreten 
haben, als die private Bautätigkeit dem Woh⸗ 
nungsbedürfnis der minderbemittelten Bevölke- 
rungsſchichten nicht in anderer Weiſe gerecht wird. 

Die Geſellſchaftskapitalien der meiſt in Form 
von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung auf⸗ 
gezogenen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ſind in 
Preußen im allgemeinen zur Hälfte vom Staat, 
zur andern Hälfte von Kommunalverbänden 
(Provinz, Kreiſe, Städte), den Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten, Feuer-Spzietäten und den gemein⸗ 
nützigen Baugenoſſenſchaften des betreffenden 
Landesteils aufgebracht, die auch ihre Vertreter in 
die Aufſichtsräte der Geſellſchaften entſenden und 
die Durchführung der den Geſellſchaften geſtellten 
Aufgaben, ſowie die Beachtung der ihnen in ihrer 
Betätigung gezogenen Grenzen überwachen. 

Die betreuende Tätigkeit der Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaften zerfällt in drei Geſchäfts⸗ 
zweige, in die im allgemeinen auch organiſatoriſch 
die Geſellſchaften eingegliedert ſind: 

1. Die Planung der Bauvorhaben durch 
Unterſtützung Bauluſtiger bei der Beſchaffung ge- 
eigneten Baugeländes und durch die Ausarbeitung 
bewährter und erprobter, für die Bedürfniſſe der 
betreffenden Gegend geeigneter Kleinwohnungs— 
typen. 

2. Die finanzielle Betreuung der Bauluſtigen 
durch Unterſtützung bei der Erlangung von Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken (deren Verwaltung, wie 
oben erwähnt, nicht etwa in den Händen der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, ſondern in denen 
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ber Kommunalverwaltungen liegt), Beſchaffung 
von Zwiſchenkrediten für die Bauzeit durch Heran⸗ 
ziehung der Gelder der in engem Zuſammenhang 
mit den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und dem 
Reichsverband arbeitenden Bankinſtitute, der 
Deutſchen Wohnſtättenbank AS. und der 
Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt, und endlich 
die endgültige Finanzierung nach erfolgter Fertig⸗ 
ſtellung des Baues durch Umwandlung der 
5 in dauernde hypothekariſche Dar⸗ 
lehen. 

3. Die techniſche Betreuung des eigentlichen 
Hausbaus durch Unterſtützung bei Abſchluß von 
Verträgen über Bauſtoffe und die Ausführung 
des Hauſes, auf Wunſch durch Übernahme der 
Bauleitung bezw. Baubeaufſichtigung. 

Um eine Preisregulierung zu bewirken und 
überhaupt eine Kalkulation möglich zu machen, 
hat die Mehrzahl der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften in der Inflationszeit ſich eine Bauſtoff⸗ 
abteilung angegliedert, welche auf Wunſch des 
Bauherrn die Lieferung einzelner oder ſämtlicher 
Bauſtoffe übernimmt. 

Es ſei ausdrücklich hervorgehoben, daß die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften keinerlei Monopol⸗ 
ſtellung beſitzen, daß ſie, wie wiederholt erwähnt, 
über die Hergabe öffentlicher Gelder, insbeſondere 
die Gewährung von Hauszinsſteuerhypotheken, 
nicht zu entſcheiden haben, und daß ſie die Über⸗ 
nahme der Betreuung eines Bauvorhabens nicht 
etwa davon abhängig machen dürfen und können, 
daß der Bauluſtige die Projekte für ſeinen Bau 
ſich von der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft aufſtellen 
läßt und die Bauſtoffe von ihr bezieht. 

Soweit der Bauluſtige die volle Betreuung 
ſeines Bauvorhabens einſchließlich der Vergebung 
der Arbeiten der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
überträgt, zieht dieſe zur Ausführung des Baues 
das örtliche Handwerk grundſätzlich heran, ſei es 
durch Ausſchreibung der Arbeiten, ſei es im 
Rahmen einer mit den betreffenden Arbeitgeber- 
verbänden grundſätzlich vereinbarten Arbeits⸗ 
gemeinſchaft, welche erfreulicherweiſe in einigen 
Landesteilen ſchon hat herbeigeführt werden 
können und zur Zufriedenheit aller Beteiligten 
arbeitet. 
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Für das Handwerk ijt die Tätigkeit der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften von weittragender 
Bedeutung. Ihrer Betreuung unterſtehen dank 
dem Vertrauen, das ſie bei der Bevölkerung und 
den Behörden beſitzen, ein großer Teil der über⸗ 
haupt zur Durchführung kommenden Bau⸗ 
vorhaben, das ſind viele Hunderte, in manchen 
Provinzen Tauſende von Neubauten. Durch die 
Vergebung der handwerksmäßigen Arbeiten an 
das anſäſſige Handwerk ſeitens der Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften iſt nicht nur die Be⸗ 
ſchäftigung des Handwerks im Rahmen des Bau⸗ 
programms der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
gewährleiſtet, ſondern das ausführende Handwerk 
hat auch, was ſicher von entſcheidender Be⸗ 
deutung iſt, die unbedingte Gewähr rechtzeitiger 
und pünktlicher Bezahlung ſeiner Lieferungen und 
Leiſtungen, denn zur Aufgabe der Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaft gehört ja gerade auch die 
Finanzierung der von ihr betreuten Bauten, und 
ſoweit ſie die volle Betreuung übernimmt, laufen 
alle Gelder durch ihre Hände, und die Abrechnung 
mit den einzelnen ausführenden Firmen wird von 
ihr vorgenommen. Damit entfällt jede Ge⸗ 
fährdung des an dem Bau beteiligten Handwerks. 
Die Durchführung und Bezahlung der Bauten iſt 
garantiert, und Bauruinen, wie ſie leider vielfach 
im Lande herumſtehen, als Zeichen deſſen, daß 
dem Bauherrn unterwegs die Gelder ausgegangen 
und die beteiligten Handwerker ſicher unbezahlt 
geblieben ſind, ſind bei Betreuung durch die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ausgeſchloſſen. 

Die große Bedeutung der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften gerade für das Handwerk liegt in 
ihrer Einſtellung auf eine wirtſchaftlich mögliche 
Wohnungsreform im Dienſte des Volksganzen, 
im Gegenſatz zu dem Boden- und Bauſpekulanten⸗ 
tum, zur Erhaltung und Wiederbelebung eines 
geſunden, kräftigen Mittelſtandes, einer zu⸗ 
friedenen Bevölkerungsſchicht im eigenen, wenn 
auch beſcheidenen Heim. 


Reichsverband der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften E. V. 


An den Reichstag! 


Berlin, im Juli 1925. 


D: Kapitalknappheit und die Höhe des Zins- 
fußes machen die erſtrebenswerte Wieder- 
herſtellung einer von öffentlichen Geldern unab⸗ 
hängigen Bautätigkeit zurzeit unmöglich. So 
lange, nach privatwirtſchaftlichen Grundſätzen ge⸗ 
rechnet, die Miete einer neugebauten 2-Zimmer⸗ 


wohnung in Berlin 1400,— Mk. beträgt — ver⸗ 
mutlich würde bei dem heutigen Stande der Ban- 
foften und des Hypothekenzinsfußes ein moch 
höherer Betrag nötig ſein —, iſt die Einſtellung 
der Miethöhe auf die Rentabilität der Neubauten, 
die an ſich auch nach unſerer Auffaſſung wirtſchaft⸗ 
lich richtig wäre, unmöglich. Sie würde eine Sobre 
höhe bedingen, bei der die deutſche Induſtrie jede 
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Wettbewerbsmöglichkeit einbüßen müßte. 
Miete muß deswegen vorläufig auf dasjenige 
Maß beſchränkt bleiben, das mit der allgemeinen 
Wirtſchaftslage, beſonders der Lohnpolitik, zu ver⸗ 
einbaren iſt. 

In der Zwiſchenzeit kann die Bauwirtſchaft 
nicht ſich ſelber überlaſſen bleiben. Die Wohnungs⸗ 
not iſt im Laufe der Jahre zu einer ſo ſchweren 
Gefahr für Sittlichkeit, Geſundheit und Volks⸗ 
vermehrung geworden, daß es nicht angeht, ſie, 
wie das bisher der Fall geweſen iſt, anwachſen zu 
laſſen. Der Kampf gegen die Wohnungsnot iſt 
kein ſozialer Luxus mehr, ſondern er iſt ein 
elementares Gebot der Selbſterhaltung für Staat 
und Volk. Für die Bautätigkeit müſſen deswegen 
vorläufig, ſo ſchwere Bedenken dem auch entgegen— 
ſtehen, von Reichswegen diejenigen Gelder zur 
Verfügung geſtellt werden, ohne welche ein 
weiteres Anwachſen der Wohnungsnot nicht zu 
verhindern iſt. Wir verhehlen uns nicht, welche 
Gefahren eine ſolche Maßregel in ſich birgt, und 
halten es für geboten, ihnen durch beſondere Siche— 
rungen zu begegnen. Vor allem darf dabei nie 
das eigentliche Ziel der Entwicklung außer acht 
gelaſſen werden, die Rückkehr zu einer von Staats- 
hilfen unabhängigen Bauwirtſchaft. 

Aus allen dieſen Gründen richtet der Deutſche 


Die 


Wohnungen benutzt werden. Dazu ijt bie Be- 
unter 
allen Umſtänden auszuſcheiden. 


Verein für Wohnungsreform deswegen an den 
Reichstag die Bitte: 
1. Den Mindeſtbetrag der Gelder für die 
Neubautätigkeit nicht unter 20 Yo ber Friedens— 

miete zu bemeſſen, 

2. dafür Sorge zu tragen, daß den folgenden 
Geſichtspunkten bei der Verwendung der Gelder 
Rechnung getragen wird: 

a) Die Gelder dürfen nur im Sinne der 
Wohnungsreform zur Schaffung einwandfreier 
lebung ſowohl der privaten wie auch der gemein- 
nützigen Bautätigkeit nötig. Bei der Vergebung 
der Gelder müſſen reine Verwaltungsgeſichts⸗ 
punkte den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen unter⸗ 
geordnet werden. Parteipolitiſche, konfeſſionelle 
und andere unſachliche Einflüſſe ſind 

T. b) Die örtliche Verteilung der Gelder muß 
I vor allem die Wirtſchaftsgebiete mit großer 
f Wohnungsnot berückſichtigen. Siedlungspläne, 
die fid) nicht an die gegebenen Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe, beſonders an die Lage des Arbeits- 
marktes halten, können mit dieſen Geldern nicht 
verfolgt werden. Aber die Bautätigkeit darf 
auch in den Gebieten beſonderer Wohnungsnot 
nicht an die zufälligen Gemeindegrenzen ge— 
bunden werden. Auch bei der örtlichen Ver- 
teilung iſt darauf zu achten, daß beſonders 


günſtige Siedlungsmöglichkeiten ausgenutzt und 
gute Bauvorhaben vorwiegend bedacht werden. 


Das örtliche Aufkommen der Gelder allein iſt 
nicht der richtige Schlüſſel für ihre Verwendung. 
Soweit die Verteilung durch zentralere Stellen 
erfolgt, darf deren Zuſtändigkeitsbereich nicht 
den Umfang einer preußiſchen Provinz über⸗ 
ſchreiten, und ſie müſſen durch entſprechende 
Vorſchriften an die Beachtung der angegebenen 
Geſichtspunkte gebunden werden. 

c) Die Gemeindeverwaltungen haben ſich 
vielfach durch Anwendung ihrer verwaltungs⸗ 
mäßigen und finanziellen Machtmittel (Bau- 
dispenſe, Bürgſchaft, billiges Bauland, Spar⸗ 
kaſſenhypotheken) beſondere Verdienſte um die 
Entfaltung der Bautätigkeit erworben. Es 
muß die Möglichkeit geſchaffen werden, auch da, 
wo das nicht geſchehen iſt, bei der Vergebung 
der Gelder einen entſprechenden Druck auf die 
Gemeindeverwaltungen auszuüben. 

d) Das Verfahren muß in den Formen 
wirtſchaftlichen Verkehrs erfolgen. Soweit 
nicht bereits bankmäßig arbeitende Stellen mit 
der Vergebung betraut ſind, ſollen geeignete 
Bankinſtitute dazu herangezogen werden. 

Zur Begründung unſeres Antrages erlauben 
wir uns auszuführen, was folgt: Grundſätzlich 
ſteht unſer Verein auch heute auf dem in den 
Inflationsjahren ſtändig vertretenen Standpunkt, 
daß es nicht die Aufgabe der Verwaltungsbehörden 
ſein kann, ſelber die Verſorgung der Bevölkerung 
mit Wohnungen in die Hand zu nehmen, daß ſich 
ihre Aufgabe in normalen Zeiten vielmehr darauf 
beſchränken muß, die Unterlagen zu ſchaffen, auf 
denen die Wirtſchaft die Verſorgung durchführen 
kann. Wenn aber beſondere Umſtände die Wirt⸗ 
ſchaft daran hindern, und wenn die Verwaltung 
vorübergehend einen Teil der Verſorgung über— 
nehmen muß, jo darf das nur in der Weiſe qe- 
ſchehen, daß die Wirtſchaft dabei möglichſt raſch 
von den Hemmungen befreit wird. Die Zwangs⸗ 
wirtſchaft im Wohnungsweſen hat dieſen Grund- 
jab nicht beachtet, denn fie hat viele Jahre Hin- 
durch die Mieten unnötig niedrig gehalten, ſo daß 
die freie Bauwirtſchaft zur Untätigkeit verurteilt 
war. Daß daneben während der Inflationszeit 
auch bei höheren Mieten ein Mangel an Real⸗ 
kredit die Bautätigkeit gehemmt haben würde, iſt 
wahrſcheinlich, braucht aber hier nicht weiter 
unterſucht zu werden. Grundſätzlich muß — dieſe 
Auffaſſung haben wir von jeher vertreten — die 
Miete jo den Baukoſten und Zinſen angepaßt 
werden, daß das Baugewerbe ſeine Tätigkeit wieder 
mit Ausſicht auf Gewinn ausüben kann. 
Unter den beſonderen Verhältniſſen der Gegen⸗ 
wart läßt ſich dieſer Grundſatz indeſſen mit Rück⸗ 
ſicht auf die allgemeine Notlage der deutſchen 
Wirtſchaft nicht in die Tat umſetzen. Schon vor 
dem Kriege bedeutete es eine erhebliche Mehr⸗ 
belaſtung für die deutſche Induſtrie, daß die Miete 
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in Deutſchland einen größeren Teil des Arbeits- 
lohnes in Anſpruch nahm, als in den Konkurrenz⸗ 
ländern, z. B. England und Amerika. Die 
Urſachen davon zu unterſuchen, iſt hier nicht der 
Ort. Dieſer Übelſtand würde noch bedeutend ver⸗ 


ſchärft werden, wollte man die jetzigen auker- ` 


gewöhnlichen Wirtſchaftsverhältniſſe bei der Be⸗ 
meſſung der Miete uneingeſchränkt berückſichtigen. 
In Deutſchland liegt der Zinsfuß für Kredite 
kurzfriſtiger und beſonders für ſolche langfriſtiger 
Art weit über dem des Auslandes. Auf die 
Mieten wirkt nun aber der Zinsfuß in doppelter 
Weiſe, nämlich durch die reinen Produktionszinſen 
und durch die Verzinſung der fertigen Wohnung; 
dieſe wird ja nicht, wie alle andern Bedarfsgegen⸗ 
ſtände, vom Erwerber bar bezahlt, ſondern nur 
verzinſt, während die Produktionskoſten durch An- 
leihen bei Dritten gedeckt werden. Dadurch müßte 
im Gegenſatz zu allen andern Preiſen der Miet⸗ 
preis einer Neubauwohnung, privatwirtſchaftlich 
gerechnet, mehr als das Afache der Friedensmiete 
betragen, während doch die allgemeine Preis— 
ſteigerung nur etwa auf das 13fache des Friedens- 
ſtandes geht. Mieten von ſolcher Höhe ſind mit 
dem in der deutſchen Wirtſchaft möglichen Arbeits⸗ 
lohn ſchlechterdings nicht in Einklang zu bringen. 
Es würde auch im höchſten Maße bedenklich ſein, 
im Vertrauen auf die Selbſthilfe einer von Zwang 
befreiten Wohnungswirtſchaft die Mieten vor⸗ 
läufig ſteigen zu laſſen und dabei anzunehmen, 
daß ſie ſich bei fallendem Zinsſatz von ſelbſt wieder 
ſenken würden. Erſahrungsgemäß ſind ſinkende 
Mietpreiſe etwas außerordentlich Seltenes, und bei 
der beſonderen Struktur des Wohn angsmarktes 
beſteht die Gefahr, daß die Wirkung billigerer 
Zinsſätze mindeſtens zu einem erheblichen Teil 
durch ſteigende Baulandpreiſe wieder aufgehoben 
wird. Es beſteht alſo Gefahr, daß das für die 
deutſche Induſtrie ungünſtige Verhältnis zwiſchen 
Miete und Arbeitslohn ſich noch weiter ver⸗ 
ſchlechtert, wenn die Zinsſätze auf die Mieten 
übertragen werden, ehe der Kapitalmarkt wieder 
ſtabil geworden iſt, und ehe der Zinsfuß in 
Deutſchland mit demjenigen auf dem Weltmarkt 
ausgeglichen iſt. — Zurzeit würde die Aus⸗ 
balanzierung der Miete mit Baukoſten und Zins⸗ 
fuß auch deswegen ohne Erfolg bleiben müſſen, 
weil der Kapitalmarkt die für den Wohnungsbau 
nötigen Gelder nicht zur Verfügung hält, und weil 
der Wohnungsbau 
gewieſen iſt, die ihm in der Gegenwart noch mehr 
als je in der Vergangenheit die Konkurrenz mit 
der Kreditnachfrage anderer Gewerbe unmöglich 
machen. 

Aber die Wohnungsnot iſt ſo groß, daß es 
nicht angeht, die vorerſt noch gefeſſelte Wohnungs⸗ 
wirtſchaft ſich ſelber zu überlaſſen. Der 
Wohnungsbau muß endlich wieder in genügendem 


auf Kreditbedingungen an⸗ 


Umfange aufgenommen werden. Bis jetzt iſt die 
Wohnungsnot von Jahr zu Jahr geſtiegen. Als 
Beiſpiel ſei Berlin angeführt. Berlin hat im 
Jahre 1924 etwa 4 des geſamten preußiſchen 
Hauszinsjteuerauffommens verbaut und dabei 
nicht die Hälfte der Wohnungen herſtellen können, 
die in den Jahren vor dem Kriege durchſchnittlich 
allein in den 5 Gemeindebezirken Alt-Berlin, 
Charlottenburg, Neukölln, Schöneberg und 
Wilmersdorf erreicht wurden. Zum heutigen 
Groß-Berlin gehören aber außerdem noch die 
Reinickendorfer, Lichtenberger, Steglitzer uſw. Ge⸗ 
meindebezirke, in denen vor dem Kriege ſehr rege 
Bautätigkeit herrſchte. 


Es wäre ein Irrtum, anzunehmen, daß infolge 
des Rückgangs im Bevölkerungswachstum zurzeit 
nicht mehr das gleiche Baubedürfnis beſtände, wie 
vor dem Kriege. Für das Wohnungsbedürfnis 
maßgebend iſt die Bevölkerungsvermehrung in 
den Geburtsjahren der jetzt heiratsfähigen Alters⸗ 
klaſſen, d. h. der Zeit um die Jahrhundertwende. 
Vermutlich hätte das ſtarke Wachstum der Be⸗ 


völkerung in jenen Jahren jetzt zu einer 
Wohnungsknappheit geführt, auch wenn der 


Wohnungsbeſtand nicht durch Krieg und Inflation 
um den Ertrag von 6—7 Jahren gekürzt wäre. 
Die Berechnung einzelner Städte, nach denen dort 
bei nicht weſentlich geſtiegener Einwohnerzahl 
trotz einer gewiſſen Neubautätigkeit Wohnungsnot 
herrſcht, ſind nicht ſtichhaltig, denn ſie vergeſſen, 
daß die durchſchnittliche Kopfzahl der Familien 
infolge des Geburtenrückgangs geringer geworden 
iſt. Da ſich Wohnungen nicht ebenſo beliebig 
teilen laſſen wie Nahrungsmittel, ſondern unteil⸗ 
bare Einheiten darſtellen, iſt nicht die Kopfzahl, 
ſondern die Anzahl der Familien für den 
Wohnungsbedarf maßgebend. 


Vermutlich ijt gerade die Wohnungsnot eine. 
der weſentlichen Urſachen des Geburtenrückganges: 
Junge Ehepaare ſind zurzeit in der Regel mehrere 
Jahre lang auf Notunterkünfte angewieſen, und 
die Ungewißheit, ob das Wohnungsamt wirklich 
eine Wohnung zuweiſt, wenn ſich Kinder ein⸗ 
ſtellen, hemmt zweifellos den Zeugungswillen. 
Welche Gefahr daraus für die Bevölkerungs⸗ 
vermehrung, für die Geſundheit und Sittlichkeit 
entſteht, ergibt ſich daraus, daß die Praxis der Ge⸗ 
burtenverhütung heute auch da Eingang gefunden 
hat, wo früher ſittliche Gründe zweifellos derartige 
Gedanken nicht hätten aufkommen laſſen. Iſt ſie 
einmal zur Gewohnheit geworden, ſo wird ſie das 
in vielen Fällen auch bleiben. Darum iſt die 
Wohnungsnot heute zu einer Lebensfrage für 
Staat und Volk geworden, die nur durch aus⸗ 


reichende Bautätigkeit gelöſt werden kann. Sich 
durch ſyſtematiſch unzulängliche Statiſtiken 


darüber täuſchen zu wollen, würde ein unver⸗ 
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Ebenſo bedenklich würde es auch fein, wenn ber 
für den Wohnungsbau nun einmal unvermeid⸗ 
liche öffentliche Geldaufwand gegenüber dem 
Finanzbedarf der allgemeinen Verwaltung in die 

2. und 3. Linie gedrängt würde. Es ijt die höchſte 
Zeit, daß die Auffaſſung des Reichsfinanz⸗ 
miniſteriums von der Notwendigkeit des Woh⸗ 
nungsbaues einer gründlichen Reviſion unter⸗ 
zogen wird. 

Nur nebenher ſei darauf hingewieſen, daß der 
Ausfall der Bautätigkeit eine Störung unſeres 
inneren Marktes bedeutet, deren Einfluß auf die 
ſchlechten Wirtſchaftsverhältniſſe vielleicht häufig 
unterſchätzt wird. 

Die öffentliche Finanzierung des Wohnungs⸗ 
baues darf nun aber u. E. nicht lediglich als eine 
Notſtandsmaßnahme angeſehen werden, bei der 
es nur gilt, den Geldaufwand möglichſt niedrig zu 
halten. So berechtigt und notwendig Sparſamkeit 
gerade in ſolchen Fällen öffentlicher Wirtſchafts⸗ 
hilfe iſt, ſo würde ſie doch falſch angewandt ſein, 
wollte man nicht das Geld benutzen, um gleich⸗ 
zeitig möglichſt weitgehend an der Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe zu arbeiten. Es darf 
nicht dahin kommen, daß die mit Steuergeldern 
gebauten Wohnungen die Fehler und Sünden der 
Vorkriegszeit heute wiederholen. Der Einfluß der 
Wohnung auf die Lebenshaltung iſt ſo groß, daß 
wahrſcheinlich gerade die traurigen Wohnungs⸗ 
verhältniſſe der Städte, beſonders das Überwiegen 
der zu engen 1- und 24Zimmerwohnungen, eine 
der wichtigſten Urſachen für die tiefgreifende ſoziale 
Unzufriedenheit geweſen find, die unfer Volk. trotz 
aller ſozialpolitiſchen Anſtrengungen durchzog und 
noch durchzieht. Die Notwendigkeit, den Woh⸗ 
nungsbau aus öffentlichen Geldern zu finanzieren, 
kann darum, wenn die Gelegenheit richtig er- 
griffen wird, zum Segen werden. Sie kann die 
Wege zu einer durchgreifenden Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe weiſen. Dazu braucht 
man nicht utopiſchen Plänen nachzujagen, und 
dieſes Ziel läßt ſich auch mit den Grundſätzen der 
Sparſamkeit ſehr wohl vereinigen, es liegt zum 
Teil fogar beſonders in deren Sinn, da es häufig 
eine Abdrängung der Bautätigkeit auf Gebiete mit 
billigen Baupreiſen in ſich ſchließen kann. 

„Neben der Verbeſſerung der Wohnungsverhält⸗ 
niſſe muß die öffentliche Finanzierung als zweiten 
leitenden Geſichtspunkt die Überführung in 
normale Wirtſchaftszuſtände im Auge haben. Die 
Organiſation der Bauwirtſchaft iſt durch die 
Kriegs⸗ und Inflationsjahre bis auf den Grund 
erſchüttert. Die Arbeiterſchaft hat ſich wegen der 
unſicheren Ausſichten des Baugewerbe 
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zurückgezogen, und den empfindlichen Arbeiter⸗ 


mangel auszugleichen, wird nur möglich ſein, 
wenn man dem Bau eorum 


gewerbe eine gleichmäßige 


Anlaß gibt. 


Beſchäftigung für längere Jahre in Ausſicht 
itellen kann. Die gleiche Vorausſetzung gilt auch 
für die Wiederkehr beſſerer Zuſtände auf dem 
Bauſtoffmarkt, der zurzeit zu mancherlei Klagen 
Die Bauſtoffinduſtrie hat ſich durch 
die Unſicherheit des Abſatzes vielfach veranlaßt 
geſehen, die Produktion einzuſchränken, und ſie 
hat ſehr große Riſiken in die Preiſe einkalkulieren 
müſſen. Die Unregelmäßigkeit der Nachfrage 
bringt die Preiſe in Verwirrung. Auch hier kann 
nur eine gleichmäßige Beſchäftigung helfen. Das 
Baugewerbe ſelber leidet naturgemäß in gleicher 
Weiſe unter den Verhältniſſen. Z. B. wird der 
Aufwand von Geld für Betriebsverbeſſerung, der 
häufig ſehr erwünſcht wäre, zurückgehalten, ſo 
lange die Beſchäftigungsausſichten ungewiß ſind. 
Das entſcheidende Problem für die Wieder⸗ 
belebung der Bauwirtſchaft iſt die Wieder⸗ 
aufrichtung des Realkreditmarktes. Poſitive Vor⸗ 
ſchläge dazu zu machen, müſſen wir uns in dieſem 
Zuſammenhange verſagen; es ſei uns nur erlaubt, 
darauf hinzuweiſen, daß man jedenfalls die Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken in weit größerem Umfange, 
als das bis jetzt geſchehen iſt, bei der Reorgani⸗ 
ſation des Realkredits als Hilfsmittel benutzen 
kann. 
Die erwähnten wirtſchaftlichen Unterlagen 
ſind in gleicher Weiſe für das private Baugewerbe, 
wie für die gemeinnützige Bautätigkeit notwendig, 
und ihre Wiederherſtellung wird beiden zugute 
kommen müſſen, wenn man die Wiederaufrichtung 
einer gefunden freien Bauwirtſchaft anſtrebt. 
Auch in deren Rahmen iſt das Weiterbeſtehen 
einer lebenskräftigen gemeinnützigen Bautätigkeit 
vonnöten, damit die Qualität der Wohnungs⸗ 
bauten ſtändig verbeſſert wird. Als Wegweiſer 
in dieſer Richtung wird die gemeinnützige Bau⸗ 
tätigkeit auf die Dauer unentbehrlich ſein, und 
eine wohlüberlegte Wohnungspolitik wird auf 
deren beſondere Bedürfniſſe Bedacht nehmen 
müſſen, wobei die natürlichen Anhaltspunkte in 
den beſtehenden Baugenoſſenſchaftsverbänden und 
deren Kreditinſtituten, den Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften, gegeben ſind. a £ 
Der Erfolg der öffentlichen Finanzhilfe wird 
in der Hauptſache von der örtlichen Verteilung der 
Baugelder abhängen. Bindet man ſich dabei an 
das Aufkommen nach Gemeindebezirken, ſo müſſen 
die Folgen verhängnisvoll werden. Der Gedanke, 


mit der Bautätigkeit allein eine beſſere Verteilung 


der Bevölkerung zwiſchen Stadt und Land herbei⸗ 
zuführen, iſt allerdings Utopie; vernünftigerweiſe 
wird man die Bautätigkeit in erſter Linie in den 
Gebieten fördern müſſen, in denen eine ſtark be⸗ 
ſchäftigte Induſtrie die Arbeiterſchaft zuſammen⸗ 
zieht, und wo infolgedeſſen Wohnungsnot herrſcht. 
Aber weder find dieſe Gebiete mit denjenigen des 
größten Aufkommens an Hauszinsſteuer identiſch, 
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noch auch ſind ſie in der Regel auf das Gebiet 
einer politiſchen Gemeinde beſchränkt, ſie umfaſſen 
vielmehr, z. B. wo es ſich um großſtädtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsgebiete handelt, in der Regel auch einen 
weiten Kreis von Vororten. Es beſteht alſo ſehr 
wohl die Möglichkeit, die Gebiete beſonderer 
Wohnungsnot zu berückſichtigen und gleichzeitig 
eine poſitive Siedlungspolitik zu betreiben. Wie 
wenig das im vergangenen Jahr ſelbſt für ein 
geſchloſſenes Wohnungsnot⸗ und getrenntes Ver- 
waltungsgebiet der Fall war, geht daraus hervor, 
daß in Groß-Berlin ca. 16 M. Baugeld pro Kopf 
der Bevölkerung aus der Hauszinsſteuer aufkam, 
im Reg.⸗Bezirk Potsdam 4 M.; auch der zentrale 
Ausgleichsfonds hat die Bautätigkeit in den Ber⸗ 
liner Vororten mehr gehemmt als gefördert, denn 
der Reg.⸗Bez. Potsdam hat mehr hineingezahlt, 
als ihm nachher wieder daraus zugewieſen wurde. 


Bei dem Wohnungsbauabgabegeſetz iſt aus 
ähnlichen Erwägungen heraus der urſprüngliche 
Entwurf, der eine Gemeindeſteuer vorſah, auf- 
gegeben worden. Da die Hauszinsſteuern auf 
reichsgeſetzlicher Grundlage beruhen, kann und 
ſollte von Reichswegen Sorge getragen werden, 
daß die Länder ſie nicht falſch ausgeſtalten. Gegen 
den Gedanken ber Zentraliſierung über allzugroße 
Gebiete erheben ſich allerdings auch Einwände. 
Das preußiſche Verfahren des zentralen Aus⸗ 
gleichsfonds hat ſich nicht bewährt. Die zentralere 
Verwaltung der Gelder wird ſich zweckmäßiger⸗ 
weiſe nicht über Gebiete von größerem Umfang 
als etwa eine preußiſche Provinz erſtrecken. In 
dieſen Grenzen iſt die notwendige Überſicht noch 
vorhanden, die Bedingung für eine geſunde Sied⸗ 
lungspolitik iſt. Als Träger würde u. E. die 
provinziale Selbſtverwaltung den Organen der 
Staatsverwaltung vorzuziehen ſein, da ſie durch 
zahlreiche Organe mit dem Wirtſchaftsleben der 
Provinz in Fühlung ſteht. Auch in dieſer Hinſicht 
hat ſich das preußiſche Verfahren, das die Golder 
über die Regierungspräſidenten leitete, nicht ſonder⸗ 
lich bewährt. 

Ebenſo verfehlt würde es ſein, wollte man die 
Gemeinden von der Betätigung auf dieſem Gebiet 
zurückhalten. Ob man ihnen aus praktiſchen 
Gründen einen angemeſſenen Teil des Auf⸗ 
kommens von vornherein beläßt und nur das 
übrige zentraleren Stellen überweiſt, oder ob man 
die ganzen Beträge bei dieſem zuſammenfaßt, iſt 
eine mehr techniſche Frage. Von großer Be⸗ 
deutung iſt, daß die Gemeinden die Möglichkeit 
haben, durch Kombination der Hauszinsſteuergelder 
mit ihren andern Mitteln wirtſchaftlicher und ver⸗ 


waltungsmäßiger Art den Wohnungsbau in be⸗ 
ſonders günſtiger und zweckmäßiger Weiſe zu 
fördern. In ſehr großem Umfange iſt das auch 
geſchehen. Es liegt aber im Sinne einer geſunden. 
Verwendung der Hauszinsſteuergelder, daß ſie 
vornehmlich dahin gegeben werden, wo die Ge⸗ 
meinden ſo verfahren und geſunden Bauplänen 
Vorſchub leiſten. Eine unrichtige Verwendung 
der Gelder, die aus kommunalem Finanzegoismus 
oder aus ſonſtigen der Sache fremden Einflüſſen 
wohl möglich iſt, muß verhindert werden. Das 
Verfügungsrecht über 50 und mehr Millionen 
Mark zu 1% Zinſen, wie es z. B. Berlin heute 
hat, bedeutet ein gefährliches Monopol. 


Die Verwendung von öffentlichen Geldern zu 
wirtſchaftlichen Zwecken der hier erörterten Art 
bringt immer die Gefahr mit ſich, daß das Ver⸗ 
fahren ſich nicht den Bedürfniſſen der Wirtſchaft 
anpaßt und infolgedeſſen Verteuerungen und Ver⸗ 
luſte hervorruft. Das behördliche Geſchäfts⸗ 
verfahren iſt allgemein für kaufmänniſche Zwecke 
ungeeignet. Wenn ein Monopol damit verbunden 
iſt, wie das für die Gemeinden in Preußen bei 
der Hauszinsſteuer ja der Fall iſt, ſo iſt die Gefahr 
beſonders groß. Vielfach haben deswegen die Ge⸗ 
meinden ſchon jetzt den Weg gewählt, daß ſie die 
Verwaltung der Gelder den Sparkaſſen, ſtädtiſchen 
Hypothekenanſtalten oder beſonderen Gefell- 
ſchaften übergeben haben. Das iſt indeſſen bei 
weitem noch nicht überall geſchehen, und es muß 
Sorge getragen werden, daß es geſchieht. Das iſt 
auch beſonders deswegen nötig, weil die erſchütterte 
Organiſation der Bauwirtſchaft einer pfleglichen 
finanziellen Behandlung bedarf, wenn ſie wieder 
erſtarken ſoll. 

Daß die Zuſtändigkeit der Reichsregierung auf 
dem Gebiet des Wohnungsweſens in den letzten 
Jahren ſo ſtark eingeſchränkt iſt, iſt angeſichts der 
gewaltigen Aufgaben, die ihr auf dieſem Gebiet 
noch bevorſtehen, ſehr zu bedauern. Nachdem 
nun einmal durch Reichsgeſetz die Grundlage für 
die Wiederaufrichtung der Bauwirtſchaft gelegt iſt, 
muß die Reichsregierung u. E. auch darüber 
wachen, daß das Verfahren in richtiger Weiſe 
durchgeführt wird, daß vor allen Dingen das 
doppelte Ziel einer Verbeſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe und einer Reorganiſation ber Baur 
wirtſchaft in der richtigen Weiſe verfolgt wird. 


Deutſcher Verein für Wohnungsreform. 


(gez.) Philipp Stein, Dr. Ziſſeler, 
Profeſſor, Vorſitzender. Geſchäftsführer. 
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Perſonalien. 


An der Techniſchen Hochſchule zu Braunſchweig 
promovierte Herr Dipl.⸗Ing. Hans Salbach in der Ab⸗ 
teilung für Architektur mit einer Diſſertation: „Die 
ſtädtebauliche Entwicklung der Stadt Frankfurt a. d. Oder, 
unter beſonderer Berückſichtigung des mittelalterlichen 
Stadtbildes.“ 


Dresdener Städtebauwoche. 

Wir erhalten die folgende Einladung zu einem ſtädte⸗ 
baulichen Kurſus in Dresden: 

„Der vom Städtebau⸗Seminar der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule Dresden und von der Sächſiſchen Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft der Freien Deutſchen Akademie des Städtebaues im 
Juni vorigen Jahres veranſtaltete Lehrgang über Städte⸗ 
bau batte einen außerordentlichen Erfolg; er wurde von 
nahezu 200 Teilnehmern aus allen Gegenden Deutſchlands 
beſucht, und die in einem ſtattlichen Bande in Buchform 
erſchienenen Vortäge finden fortdauernd ſtarken Abſatz. 
(„Städtebau⸗Vorträge der Dresdener Städtebau⸗Woche 
1924", Architektur⸗Verlag „Der Zirkel“, Berlin W 66, 
Wilhelmſtr. 48.) 

Als wir den ſtädtebaulichen Lehrgang im Frühjahr 
vorigen Jahres planten, erſchien es uns in Rückſicht auf 
die allgemeine wirtſchaftliche Notlage geboten, ihn auf 
eine Woche zu beſchränken. Das wurde aber nur da⸗ 
durch möglich, daß man die Behandlung des Verkehrs- 
weſens und anderer hauptſächlich in das Gebiet der Bau- 
ingenieurwiſſenſchaft fallender Teile des Städtebaues auf 
einen einzigen Vormittag beſchränkte. Nun ſind aber in⸗ 
zwiſchen die Fragen des Verkehrs, inſonderheit des Kraft⸗ 
ſahrzeugweſens, ſo ſtark in den Vordergrund getreten, 
daß ſie im heutigen Städtebau oft eine ere aus» 
ſchlaggebende Rolle ſpielen. Wir glauben daher der 
Sache des Städtebaues zu dienen, wenn wir eine 
Zweite Dresdener Städtebau⸗ Woche als 
Ergänzung der vorjährigen veranſtalten, in der im 
weſentlichen das Verkehrsweſen und andere ver⸗ 
wandte Gebiete behandelt werden ſollen. Dieſe zweite 
Dresdener Städ:ebau⸗Woche foll vom 12. bis 17. Oft- 
tober 1925 abgehalten werden. 

Wir richten an die Verwaltungen die ergebene Bitte, 
die in ihren Dienſten ſtehenden und für dieſe Fragen zu⸗ 
ſtändigen Beamten in gleicher Weiſe, wie dies bei der 
vorjährigen Städtebau⸗Woche geſchah, auch zur Teilnahme 
an ber geplanten zweiten Städtebau⸗Woche zu entjenden. 


Anmeldungen bitten wir möglichſt bald richten zu 
wollen an den Direktor des Dresdener Städtebau⸗Semi⸗ 
nars, Geheimrat Prof. Dr. Genzmer, Dresden⸗Radebeul, 
Rieſeſtraße 6. 

Das Städtebau⸗Seminar der Techn. Hochſchule Dresden. 
Profeſſor Dr.⸗Ing. Ewald Genzmer, 
Geheimer Baurat und Geheimer Hofrat. 


Die Sächſiſche Arbeitsgemeinſchaft der Freien Deutſchen. 


Akademie des Städtebaues. 
Paul Wolf, Stadtbaurat.“ 

Das Verzeichnis der Vorträge, für die führende 
Städtebauer, wie Prof. Genzmer, Prof. Gurlitt, Stadt⸗ 
baurat Wolf, Prof. Muesmann u. a., gewonnen ſind, iſt 
vom Städtebau⸗Seminar der Techniſchen Hochſchule in 
Dresden zu beziehen. 


ie bevorſtehenden parlamentariſchen Kämpfe um die 

Boden- und Wohnungsreform, um den neuen preuß. 
Städtebaugeſetzentwurf, den Poſten des Berliner Städte⸗ 
baudirektors und den Reichs⸗Bodenreformgeſetzentwurf 
bildeten den Gipfelpunkt eines Vortrages, den der Ge- 
ſchäftsführer des undes Deutſcher Boden- 
reformer, Bürgermeiſter a. D. Victor Noack, in einer 
Gewerkſchaftsverſammlung im „Roſenthaler Hof“, 
Berlin N, am 6. d. Mts. gehalten hat. Nachdem der 
Redner dargeſtellt hatte, wie das aus einer falſchen 
Bodenpolitik, insbeſondere aus dem Berliner Bebauungs⸗ 
plan von 1858 entſtandene Mietskaſernenelend zur ge⸗ 
ſundheitlichen Verelendung und ſittlichen Verwahrloſung 


der Familie führt, wies er darauf hin, daß der Preußiſche 


Landtag im Herbſt über den Entwurf des Preußiſchen 
Volkswohlfahrtsminiſters für ein Städtebaugeſetz zu be⸗ 
ſchließen habe, daß in etwa 2% Monaten in Berlin 
Stadtverordnetenwahlen ſtattfinden, und daß die neue 
Stadtverordnetenverſammlung im Winter einen neuen 
Städtebaudirektor für Berlin zu wählen habe. Dieſer 
neue Mann werde dem neuen Städtebaugeſetz ſeine erſte 
und bedeutungsvollſte Verwirklichung geben müſſen. Er 
werde den neuen Generalbebauungsplan für Berlin 
weſentlich beeinfluſſen. Das neue Preußiſche Städte⸗ 
baugeſetz werde auf die Beratungen des ſeit Jahren ge- 
forderten Bodenreformgeſetzes im Reichstage ſtark ein⸗ 
wirken. Dieſes Bodenreformgeſetz bedeute ein Schickſal 
für unſer ganzes Volk. „Rüſten Sie ſich mit Klugheit 
und Energie für die Kämpfe, die uns in Stadt, Land 
und Reich bevorſtehen!“, rief der Redner zum Schluß 
ſeinen Hörern zu. Der Vortrag erzielte einen ſtarken 
Eindruck. 
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Großhaus oder Kleinhaus. 


Von Regierungs- und Baurat Lübbert, Hannover. 


(Vortrag gehalten in Darmſtadt auf der Tagung des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen) 


D? die Wohnungsfrage für jedes Volk eine 
bedeutſame Angelegenheit iſt, wird niemand be— 
ſtreiten können. 

Je nachdem man dieſe Frage vom Geſichtspunkt 
der Politik, der Bauwirtſchaft und des Grundſtücks⸗ 
handels, der Volksgeſundheit, der Weltanſchauung, 
der Induſtrie oder der Volkswirtſchaft betrachtet, 
ſtellt man jeweils andere Gründe für die Wichtigkeit 
der Wohnungsfrage in den Vordergrund. 

Der Politiker ſagt nicht mit Unrecht, die 
Wohnungsfrage ift die bedeutſamſte inner- 

politiſche 
Frage, diees von 
jeher gegeben hat, 

und die heute 
mehr denn je nach 
einer Löſung 
drängt. Politiker, 
die dem Grund⸗ 
und Hausbeſitz 
naheſtehen, be— 
trachten die Woh⸗ 
nungsfrage im 
weſentlichen als 
eine Angelegen⸗ 
heit des Beſitzes, 
der Erhaltung des 
Beſitzes und des 
Ertrages aus dem 
Beſitz; andere 
Politiker dagegen, 
die die Maſſe der 
Mieter vertreten, 
ſtellen die Frage 
der niedrigen 
Mieten in den 
Vordergrund, und 
es iſt erſtaunlich, 


— — 


auf dem Lande, 


ones Luwdarbeiter» 


:::. or 


Raumgestaltung " 


va der Vorstadt - 


Abb. 6 


Raumgeſtaltung bei weiträumiger und engräumiger Bebauung. 


Bei weiträumiger Bebauung werden die Räume lediglich nad) ben Geſichtspunkten 
zweckmäßiger Belichtung, Belüftung und Möblierung geſtaltet, während bei eng⸗ 
räumiger Bebauung ſich ungewollt überaus ungünſtige Raumformen ergeben. Die 
Belichtung und Belüftung von der kurzen Wand aus iſt ſchlecht. 

Teil der Räume ijt für Wohnzwede laum zu benutzen. 


wie ſehr die politiſchen Vertreter der Mieter faſt immer 
nur die Frage der Niedrighaltung der Mieten betonen, 
und wie wenig ſie ſich im Grunde genommen um 
die „Wohnform“ und ihre Wirtſchaftlichkeit kümmern. 
Im übrigen hat eine große Zahl von Berufspolitikern 
bedauerlicherweiſe für die Wohnungsfrage nicht das 
volle Verſtändnis. 

Der Volksarzt behauptet mit Recht, daß die 
Löſung der Wohnungsfrage wichtiger ſei als der 
Bau von Heilanſtalten, Krankenhäuſern, Erholungs- 
heimen, Fürſorgeanſtalten, Altersheimen und dergl. 
Einzelne Vertre⸗ 
ter von Welt- 
anſchauungen 
bringen die Woh- 

nungsfrage in 
engſten Zu⸗ 
ſammenhang mit 
den Fragen der 
Sittlichkeit, der 
Kindererziehung 
und des Familien⸗ 
lebens. 
Induſtrielle 
und ſonſtige Ar⸗ 
beitgeber be- 
trachten die Schaf⸗ 
fung von Woh⸗ 
nungen für ihre 
Angeſtellten und 
Arbeiter haupt⸗ 
ſächlich von dem 
Geſichtspunktaus, 
ſich eine zuver⸗ 
läſſige und ruhige 
Arbeiterſchaft 
auf Dauer zu 


ſichern. 


der Jnnenstadt. 


Der hintere 
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(Abb. 7.) Anordnung der 
Gebäude auf dem Grundſtück 
bei weiträumiger und eng⸗ 
räumiger Bebauung. Aus den 
verſchiedenen Lageplänen er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres, daß 


Solche Erwägungen, 
wie ſie die einzelnen Wirt⸗ 
ſchafts⸗ oder Volksgruppen 
anſtellen, ſind zweifellos 
von größter Bedeutung, 
aber doch vielfach recht 
einſeitig. 


Der wichtigſte Faktor 


der Wohnungsfrage, der 
volkswirtſchaftliche, 
wird ſehr oft überſehen. 
Wir Deutſchen haben all⸗ 
zuſehr die Neigung, die 
Dinge gefühlsmäßig zu 
behandeln, und betrachten 
daher auch die Wohnungs⸗ 
frage weniger vom wirt⸗ 
ſchaftlichen als vielmehr 
vom gefühlsmäßigen 
Standpunkte aus. 

Eine rein wirtſchaftliche 
Betrachtung der Woh⸗ 
nungsfrage führt zu fol⸗ 

gender Überlegung: 


Deutſchland iſt nicht in 


der Lage, aus den Gr- 
trägen des Landes die 
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Berksmer Cimtierimmg ome dem Jahren woe -spre 


der Architekt bei weiträumi⸗ 

ger Bebauung den Grund- 
riß freier und daher wirt- 
ſchaftlicher geſtalten kann als 
bei engräumiger Bebauung. 


Ernährung und Beklei⸗ 
dung der Bevölkerung 


ſicherzuſtellen. Im Ber- 
© gleich zu anderen Län⸗ 


dern iſt es arm an Roh⸗ 
ſtoffen. Es fehlen vor 
allen Dingen Erze und 
Erdöle. Auch der Ertrag 
des Bodens für Zwecke 
der Ernährung und Wirt⸗ 
ſchaft iſt infolge der 
klimatiſchen Verhältniſſe 
weſentlich geringer und 
erfordert größeren Ar⸗ 
beitsaufwand als in an- 
deren Ländern. Wert⸗ 
volle Hölzer wachſen in 
Deutſchland überhaupt 
nicht, ebenſowenig wie 
ſonſtige für die Induſtrie 


wertvolle Pflanzen, wie 
Baumwolle, Gummi ufw. 


Das koſtbarſte Gut, 


das wir in Deutſchland 


beſitzen, iſt die geſunde 
Arbeitskraft unſeres 
Volkes. Da wir nicht 
wertvolle Rohſtoffe expor⸗ 
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tieren können, müſſen wir zur Sicherſtellung unſerer 
/ Ernährung und Kleidung, jowie unſeres ſozialen, 
„ kulturellen und induſtriellen Beſtandes und Fort⸗ 
Pa ſchrittes, unfere Arbeit exportieren. 
— ier Wir find daher verpflichtet, die Arbeitskraft 
mess — unſeres Volkes mit allen Mitteln zu erhalten. Soll 
unſere Induſtrie konkurrenzfähig bleiben, ſo müſſen 
wir dafür ſorgen, daß unſer Volk geſund bleibt; 
die Arbeitskraft muß erhalten, wenn nicht ſogar 
geſteigert werden. Dies kann aber nur dadurch 
geſchehen, daß wir der Maſſe unſerer Bevölkerung 
eine Wohnform zu Teil werden laſſen, welche die 
Arbeitsfähigkeit der Nachkommen nicht verringert. 
Von Wohnformen, wie ſie uns die letzten 60 Jahre 
beſchert haben, d. h. von der Zuſammenballung der 
arbeitenden Bevölkerung in dumpfen, ungeſunden 
Hochhäuſern, müſſen wir uns ganz entſchieden ab⸗ 
wenden. Solche Wohnformen müſſen von Geſetzes 
wegen verhindert werden. Geſunde Arbeitskraft iſt 
für die Induſtrie wichtiger als billige Rohſtoff⸗ 
beſchaffung. 

Wenn man alfo anerkennt, daß die Wohnfrage 
für unſere geſamte Volkwirtſchaft und für die Ent⸗ 
wicklung unſeres Volkes eine der allerwichtigſten 
Fragen iſt, und wenn man weiter zugibt, daß es 
Pflicht der Staatsregierung iſt, dafür zu ſorgen, 
daß unſere Jugend, d. h. die uns folgenden Arbeiter- 
generationem unter den beſten geſundheitlichen Vor- 
bedingungen heranwachſen, dann wird man auch ohne 
weiteres anerkennen müſſen, daß die Wohnfrage nicht 
nur die Frage der deutſchen Volkswirtſchaft, ſondern 
die Frage des Beſtandes des deutſchen Volkes 
überhaupt ijt. Der heute erwachſenen, bereits werf- 
tätigen Generation kann es gleichgültig ſein, und es 
iſt ihr tatſächlich auch ziemlich gleichgültig, in welcher 
umm Form fie wohnt; nicht gleichgültig aber darf es uns 

ſein, unter welchen Bedingungen unſere Kinder 
heranwachſen. Und die Erfahrung hat leider gelehrt, 
daß, wenn die Jugend in mehreren Generationen 
hintereinander in dumpfen Häuſern der Großſtadt 
aufwächſt, ein offenkundiger Rückgang der Volks⸗ 
geſundheit ſtattfindet, wenn nicht ſogar das Ein⸗ 
gehen ganzer Beoölferungsteile feſtgeſtellt werden muß. 

Viele namhafte Volkswirte, Politiker, Archi⸗ 
tekten und Induſtrielle haben ſich in den letzten 
Jahren für die Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe 
unſerer werktätigen Bevölkerung eingeſetzt; fte haben 
; verjudjt, das Gewiſſen des Volkes aufzurufen, die 
Wohnfrage zielbewußt im Sinne einer vernünftigen 
Wohnungsreform zu löſen. Meiſt iſt man jedoch 
an dieſe wichtige Frage mehr mit Gefühl als mit 
ſachlicher Überlegung herangetreten. Außerdem blieben 
alle Beſtrebungen dieſer Wohnungsreformer überaus 
zerjplittert; denn fie entſprangen dem guten Willen 
nur einzelner Perſönlichkeiten oder kleinerer Ver⸗ 
einigungen, wie z. B. einzelner Baugenoſſenſchaften 
2 und Verſicherungsanſtalten, d. h. vieler Einzel⸗ 
Abb. 9. perſonen, die nicht in der Lage waren, ſich gegen⸗ 
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Abb. 12 bis 14. 
Unzweckmäßige Großhausgrundriſſe. Für Flure, ungünſtig geſtaltete Räume, Treppen 
uſw. ijt großer Bauaufwand vergeudet. Die Geſchoſſe mußten mit Rückſicht auf die 
Engräumigkeit der Bebauung beſonders hoch geſtaltet werden. Licht und Luftzu⸗ 
führung ſind ſchlecht. 


314 


ES $ lef i f d es 


b e i m 


über ber geſchloſſenen Or- 
ganiſation der Haus: und 
Grundbeſitzer durchzuſetzen. 
Der überaus gut or⸗ 
ganiſierte und planmäßige 
Egoismus der Haus: und 
Grundbeſitzer muß im 
Intereſſe der Zukunft 
unſeres Volkes auf das 
energiſchſte bekämpft wer⸗ 
den. Es bedarf einer grund⸗ 
legenden Anderung unferer | . 
Boden- und Bangeſetze, 
weil es nicht weiter geduldet 
werden kann, daß die ver⸗ 
hälinismäßig kleine Gruppe 
der Boden- und Haus- 
beſitzer weiterhin ihre rein 
egoiſtiſchen Geſchäfte zum 
Schaden der Allgemeinheit, 
unſerer geſamten Wirtſchaft 
und der Zukunft unſeres 
Volkes betreibt. Vor allen 
Dingen liegt es auch im 
Intereſſe unſerer Indu⸗ t 
ſtriellen, ſich für die Woh⸗ 
nungsreform einzuſetzen 
und dem Staat klar zu 
machen, daß die Woh- 
nungsfrage für unſere 
werktätige Bevölkerung 
baldigſt gelöſt werden muß, 
und nur durch weitſchau⸗ 
ende Boden- und Bau⸗ 
geſetze gelöſt werden kann. 
Sit es nicht wirtschaft- + 
licher, zunächſt für einen 
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Strom ijt am Verſiegen; 
jhon vor dem Kriege 
machte ſich auf dem Lande 
und in der Kleinſtadt Ar- 
beitermangel fühlbar. 
Außerdem iſt zu be⸗ 
fürchten, daß bereits in 
einigen Jahren ganze 
Großſtadtbezirke, d. h. ab⸗ 
gewohnte Mietskaſernen⸗ 
quartiere, mit rieſigem Auf⸗ 
wand an ſtaatlichem Geld 
aus Gründen der Hygiene 
und öffentlichen Sicherheit 
neu hergerichtet oder nieder⸗ 
geriſſen werden müſſen — 
es fei nur an den Mp- 
bruch des Scheunenviertels 
in Berlin, den Abbruch 
ganzer Induſtrieſtädte, wie 
ihn England ſchon vor 
Jahrzehnten vornehmen 
mußte, erinnert. — Beim 
Abbruch derartiger Wohn⸗ 
quartiere unter Zuhilfe⸗ 
nahme öffentlicher Mittel 
wird es ſich dann auch 
herausſtellen, wie unwirt⸗ 
ſchaftlich das Bauverfahren 
der letzten 60 Jahre ge- 
weſen iſt. Denn auf privat⸗ 
wirtſchaftlichem Wege wird 
es nicht möglich ſein, dieſe 
abgewirtſchafteten, troſt⸗ 
loſen Wohnquartiere zu 
beſeitigen. Der Abbruch 
der Häuſer wird ganz der 


geſunden Wohnungsbau 
erhebliche Mittel aufzu⸗ 
wenden, als ſpäterhin noch 
größere Summen für den 
Bau von Krankenhäuſern, 
Irrenanſtalten, Gefäng⸗ i 
niſſen, Zuchthäuſern, Erholungsheimen und der- 
gleichen ausgeben zu müſſen! Darum: Licht und 
Luft in die Wohnſtätten, in denen unſer Nachwuchs 
aufwächſt! : 
Gbenjo wie nur in einem gejunden Körper ein 
geſunder Geijt und eine tatfrohe Arbeitskraft gedeihen 
kann, kann auch nur in einer geſunden Wohnung 
ein geſunder Menſch mit geſundem Empfinden und 
Luſt an der Arbeit heranwachſen. Wenn wir bisher 
noch nicht in erheblichem Ausmaße die Auswirkungen 
der ungeſunden Wohnungsverhältniſſe der Großſtädte 
in unſerer Wirtſchaft verſpürt haben, ſo liegt dieſes 
vor allen Dingen daran, daß bisher ununterbrochen 
vom Lande und aus den Kleinſtädten geſunde 
Menſchen in die Großſtädte zuſtrömten. Aber dieſer 


Abb. 15. 
Verbeſſerter Großhausgrundriß (5 Geſchoſſe). 


und Quergebäude ſind nicht vorhanden. 
Engräumigkeit der Bebauung ungünſtig geſtaltete Räume 
und hohe Geſchoſſe. 


öffentlichen Hand überlaſſen 
bleiben müſſen. 

Infolge ſchlechter Bau- 
ordnungen und Bebauungs⸗ 
pläne, hoher Bodenpreiſe 
und ungünſtiger Parzellen⸗ 
einteilungen ergeben ſich für den Großhausbau 
mangelhafte Grundriſſe. Eine freie Geſtaltung, wie 
ſie beim Bauen auf dem Lande oder in der Klein⸗ 
ſtadt möglich iſt, laſſen die genannten ungünſtigen 
Umſtände beim Entwurf von Großhäuſern nicht zu. 

Auf dem Lande werden die Wohnräume ſo ge⸗ 
ſtaltet, daß ſich die Fenſter an der langen Seite 
des Raumes beſinden, während bei den Großhaus⸗ 
räumen die Fenſter die kurze Raumſeite einnehmen. 
Ferner ergeben die tiefgeſtalteten Räume der Groß⸗ 
häuſer naturgemäß ſehr ungünſtige Nutzflächen; der 
hintere Teil der Räume iſt dunkel und zu Wohn⸗ 
zwecken ſo gut wie überhaupt nicht geeignet. 

Mit Rückſicht auf die enge Bebauung und in⸗ 
folge der ſchlechten Belichtung der Großhäuſer müſſen 


Seitenflügel 
Jedoch ergibt die 


CT 


S d le fi f d es 


die Fenſter ber Wohn- unb A 
boh fein, bie : 
Räume felbft ein großes Aus⸗ 
maj und eine beträchtliche Höhe : 
erhalten, während man bei der 
freien Lage der niedrigen Gez . 
bäude auf dem Lande und in 
der Kleinſtadt die Raumfläche 
und die Raumhöhe weſentlich 
einſchränken kann, zumal die 
Häuſer auf dem Lande meiſt 


Schlafräume 


gut belichtet und durchlüftet ſind. 


Im Kleinhaus können die 


Räume lediglich nach dem Ge- | oji m 
ſichtspunkt der Zweckmäßigkeit? 


und Sparſamkeitgeſtaltet werden. 

Bei Großhäuſern ergeben 
dagegen Bodenpreis, Eng- 
räumigkeit der Parzelle und 
ſchlechte Bauordnungen eine 


Vergeudung von Kubikmetern; 


die keine 
in den 


umbauten Raumes, 
eigentliche Nutzfläche 
Räumen liefern. 

Ferner verlangen Groß— 
hauswohnungen lange Flure 
und Nebenräume, die gleichfalls 
wenig Nutzfläche ergeben, und 
es ſind bei Mehrfamilienhäuſern 
ſehr geräumige Treppenhäuſer 
unbedingt notwendig. Alle dieſe 
beſonderen baulichen Aufwen⸗ 
dungen laſſen ſich bei Ein⸗ 
familien oder zweiſtöckigen Häu⸗ 
ſern vermeiden. 


Verbeſſerter Großhausgrundriß (3 Geſchoſſe). 
Auch bei dieſem Grundriß ſind die Räume und 
Geſchoßhöhen bei weitem noch nicht ſo günſtig 
geſtaltet wie beim Kleinhausgrundriß. Die 
Baukoſten je Wohnung ſind weſentlich höher 


als beim Kleinhausgrundriß. (Abb. 8 bis 11.) 
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Man ſpart alſo beim Klein⸗ 


haus an Raumfläche und Raum⸗ 
: höhe, ſomit auch an Kubik⸗ 
metern umbauten Raumes und 
Baukoſten. 


Es braucht nicht beſonders 


hervorgehoben zu werden, daß 
das Großhaus, in den unteren 
SGeſchoſſen 
Mauern 
müſſen 
Schallſicherheit im Großhauſe, 
d. h. im Vielfamilienhaus die 
: Wände und Decken weſentlich 


beſonders ſtarke 
erfordert. Ebenſo 
aus Gründen der 


ſtärker bemeſſen ſein als im 
Flachbau (in Einfamilienhäu⸗ 
ſern). d ijt bie Verwendung 
leichter und billiger Bauſtoffe 
nur im Flachbau möglich, 
während im Großhauſe aus 
ſtatiſchen Gründen (Einſturz⸗ 
gefahr) meiſt nur feſte Bau⸗ 
ſtoffe verbaut werden dürfen. 
Das Kleinhaus läßt ferner die 
Verwendung von weichen Bau⸗ 
ſtoffen, die beſonders wärme⸗ 
haltend ſind, zu; das Groß⸗ 
haus jedoch verlangt beſonders 
in den unteren Geſchoſſen harte, 
tragfähige Bauſtoffe, die ſtark 
wärmeleitend ſind und daher 
weniger Schutz gegen Winter⸗ 
kälte und Sommerwärme 
bieten 
(Siehe Abbildungen 6—16.) 
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Die heutige Grünpolitik der Städte. 


Begründete Leitſätze, vorgetragen auf der Tagung des Vereins für Kommunalwirtſchaft u. Kommunalpolitik in Heidelberg 1925 
von Leberecht Migge, berat. Garten-Ingenieur. 


1. Die alte ſelbſtverantwortliche Grünpolitik 
der Städte (Parks, Schmuckplätze, Promenaden, 
Wälder) hat abgebaut. Aber die hohen ethiſchen 
Geſetze und moraliſchen Verantwortungen der 
Kommunal-Führer in dieſer Hinſicht bleiben be— 
ſtehen. 

Begründung: 


werbsgarten oder die Vollſiedlung mit ihren 
maſſenhaften Anwärtern von Landpächtern und Klein⸗ 
bauern. Alle 3 Typen, die bis heute 5 bis 20 Millionen 
Großſtädter auf den Stadtboden gebracht haben, leiden 
unter einer zu geringen ſachlichen Ausgeſtaltung ihrer 
Gärten. Es ſind in der Hauptſache noch ſogenannte 
„Garten⸗Ahnliche“. — Das Beſtreben der Kommunen 
muß dahin gerichtet ſein, ſich dieſe mehr oder minder 
freiwilligen, opferbereiten und nützlichen Beſteller ihres 


Öffentliche Anlagen koſteten vor dem Kriege 2 bis 
3 M. pro qm, was unter der zur ſelben Zeit auf⸗ 
geſtellten Idealforderung von 5 bis 10 qm Parks uſw. 
pro Stadtkopf, Grünetats von Hunderttauſenden bei 
Mittelſtädten und Millionen bei Großſtädten zur Folge 
gehabt hätte. Deshalb wurde ſchon vor dem Kriege auf 
Herabminderung der Generalunkoſten des öffentlichen 
Grüns hingewirkt. Die öffentlichen Parks von Leip⸗ 
zig⸗Schönefeld und von Rüſtringen i. O. 
find heute gut durchgebildete Belege für die Walid 
keiten in dieſer Hinſicht. Beſonders letztere Stadt zeigt 
heute mit ihrem im Stadtbild förmlich durchgebildeten 
Grünſyſtem ein Muſterbeiſpiel der Grünpolitik einer 
Stadt im alten Stil. 
2. Die neue ſoziale Grünwirtſchaft bevorzugt 
an Stelle des großen gemeinſamen Gartens den 
individuellen Kleingarten in Form des 


Siedlungs- und Pachtgartens, der auch die 
weſentlichen Kleinſpielzwecke übernimmt. Der 
Großſpielbedarf wird durch techniſch hoch— 
entwickelte Sportanlagen und Stadien 
gedeckt. 

Begründung: 


Die veränderten wirtſchaftlichen und ſozialen Ver 
hältniſſe haben eine neue Grünaktivität innerhalb der 
Städte hervorgerufen. Es bildet jid) eine gewiſſe 
Teilung in grüner Sport- und grüner Bodenarbeit 
heraus. — Der moderne Sport erſtrebt die 
körperliche Regeneration des Städters, in ſeiner 
Einſeitigkeit vielleicht nicht ohne eine gewiſſe geiſtige 
Degeneration als ungewollte Parallele. Das Prinzip: 
Lohntarif plus Schauluſt muß als Notbehelf eines 
harmoniſchen Lebens betrachtet und deshalb auch die 
andere Seite gefördert werden. — Die Garten- 
arbeit tritt als ſoziale und wirtſchaftliche Not⸗ 
exſcheinung auf im Gefolge der ſtädtiſchen Koloniſation. 
Sie ſtellt den Sport der Erwachſenen dar und iſt auch 
als wirtſchaftlicher Regulator im Einzelnen und Ganzen 
für die nächſte Zeit kaum zu entbehren. Als haupt⸗ 
ſächliche Typen gelten: 

a) der ſtädtiſche Kleingarten (Pachtgarten), b) ber 
Wohngarten oder die Nebenſiedlung, o) der Er- 


Stadtlandes zu erhalten, für ihre techniſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Organiſation Sorge zu tragen. 

3. Auch die Gartenbau⸗Technik dieſer öffent- 
lichen oder halböffentlichen Gärten hat ſich erneuert 
und verfeinert. Sowohl bei der Geländegeſtaltung 
(Spezialeinrichtung für Sport und Boden— 
beſtellung), als auch bei der Pflanzenwahl (er- 
höhter Schutz, farbige Gehölze uſw.) als ſchließlich 
auch bei der Unterhaltung (Fräskultur, Beregnung, 


Kompoſtwirtſchaft uſw.) 


Begründung: ANT; 4 

Speziell muß hier auch auf bie Waffer- und 
Abfallwirtſchaft der Städte als techniſches 
und organiſatoriſches Hilfsmittel des koloniſatoriſchen 
Grünweſens hingewieſen werden. Jene, die öffentliche 
Waſſerwirtſchaft, ſollte in der Richtung ausgebaut 
werden, daß ſie nicht nur das bebaute, ſondern auch 
das unbebaute Gebiet beſtreicht. Dieſe, die Abfall 
wirtſchaft (Fäkalien, Müll, Aſche uſw.), muß in mög⸗ 
lichſt weitgehender Weiſe als hochwertiges Dungmittel 
der ſtädtiſchen Bodenwirtſchaft zur Verfügung geſtellt 
werden. Neue mechaniſche Trockenkloſetts, Garten⸗ 
Gärſtätten, ſtädtiſche Dungſilos, die hochwertigen Ge- 
mengedünger und Abwaſſer⸗Verregnungs⸗Technik ſind 
zeitgemäße techniſche Hilfsmittel hierfür. 

4. In etatsmäßiger Hinſicht werden die 
Mittel für öffentliche Grünanlagen nicht mehr 
ausſchließlich von der Allgemeinheit durch Steuern 
aufgebracht. Die Intereſſenten ſelbſt, die Siedler, 
Kleingärtner und Sportleute haben die Koſten für 
ihre Gartentypen im weſentlichen zu tragen. 
Lediglich derjenige Teil des ſtädtiſchen Grüns, der 
aus Zuführern (Promenaden) Schutzpflanzungen 
(Bosketts, Wälder) und Lehranlagen (Schmuck⸗, 
Spiel⸗ und botan. Gärten) ſich zuſammenſetzt, 
übernimmt die Stadt auf eigene Koſten. 

Begründung: E i Y 

„Dort, wo die Verhältniſſe und eine beſonders be- 

günſtigte Lage keine Stadt in den Stand ſetzt, auch 
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heute noch öffentliche Parks im alten Stile zu erbauen, 
ſoll das begrüßt werden. In den meiſten Fällen wird 
eine Abbürdung der Baukoſten der an ſich verbilligten 
öffentlichen Grün⸗Quartiere nicht zu umgehen ſein. 
An Intereſſenten können herangezogen werden: 
1. die Sportleute, 2. die Kleingärtner, 
3. die Siedler, welche Gattungen heute ſchon mehr 
oder weniger eigene Aufwendungen für die Herrichtung 
und Unterhaltung ihrer Grünobjekte gewohnt ſind. Das 


Leiſtungsverhältnis wird je nach der vorliegenden 
Situation verſchieden beſtimmt werden müſſen, im 


ganzen aber überall die Möglichkeit, auch heute noch 
en Gärten zu erbauen, zur praktiſchen Folge 
aben. 3 


5. So ijt eim neuer Typ öffentlicher Gärten 
im Entſtehen. Unter verſtärktem rechneriſchen 
Druck und unter Anwendung hochentwickelter 
Bodentechnik verbindet er alle weſentlichen alten 
mit den notwendigen neuen Gartenteilen zu einem 
neuen organiſierten Ganzen: dem rationellen 
Volkspark. Er iſt beſtimmt, der eigentliche 
Repräſentant des Gartenſtils unſerer Zeit zu 
werden. 

Begründung: 

In dieſem neuen Volkspark finden wir alſo an 
Stelle von Zierraſen und Wieſen, Spielraſen und 
Kleingartenflächen aller Art, die von Obſtbaumalleen 
durchzogen und von größeren Schutzpflanzungen und 
Wäldern umſäumt werden. Als formale und geiſtige 
Mittelpunkte können Volkshochſchulen, Stadthallen, 
Sport- und Verwaltungshäuſer gelten. Als Beiſpiel 
ſolcher neuer öffentlicher Parktypen nennen wir die 
200 ha große Muſterſiedlung „Hof Hammer“ bei 
Kiel, die 5- bis 600 Kleingärtner und Siedler aller 
Kategorien vereinigt, und das fafi ebenjo große Vor- 
werk der Stadt Grünberg i. Schl. (ſiehe auch 
bie Broſchüre „Kulturgürtel Kiel“, jowie die Sonder- 
nummern der „Siedlungs⸗Wirtſchaft“ Nr. 10 und 11 
Ihrg. 24 über Kiel und Grünberg zu beziehen. Zu 
beziehen durch die Siedlerſchule Worpswede). Als Er⸗ 
gebnis dieſer Entwicklung dürfte eine Art rentier 
licher oder halbrentierlicher Park in Erſcheinung 
treten, deſſen neuartiger Inhalt nicht nur als zweck⸗ 
mäßig, ſondern zweifellos auch als ſchön angeſprochen 
werden wird. 

6. Die Kombination mehrerer oder aller dieſer 
neuen Grünkomplexe bildet eine weſentliche Grund⸗ 
lage der modernen Stadterweiterung und des 
Städtebaues; unter Einbeziehung einerſeits der 
ſtadtgebundenen Gärtnerei und Landwirtfhaft, 
andererſeits der verkehrsgelegenen Forſtwirtſchaft 
entſteht auf dieſe Weiſe die „Stadt⸗Land⸗Kultur“ 
und ihre formale Zuſammenfaſſung im modernen 
Kulturgürtel. Dieſer iſt die notwendige 
Vorarbeit für jeden praktiſch brauchbaren Stadt⸗ 
erweiterungs-Plan. 

Begründung: 

Das ſtädtebauliche Gewiſſen, das ſich in den inter⸗ 
nationalen Städtebautagen dokumentiert, fordert kate⸗ 
goriſch Dezentraliſation, Regionalität, Trabanten⸗ 
ſyſtem. Aber der mit dieſer Verbreiterung der Stadt⸗ 
baſis notwendige Leerlauf von Verkehr und Kapital 
kann nicht von einzelnen zeitlich im Vordergrund 
ſtehenden Gruppen, ſondern muß von der Geſamtheit, 
den Intereſſenten der Stadt getragen werden. Dieſe 
kann deshalb nicht nur ihren Bauboden fördern, ſondern 


ſie muß den geſamten Boden ihres Kreiſes und ihres 
Einflußgebietes ſtädtebaulich organiſieren. Alſo auch 
den Stedlungsboden, den landwirtſchaft⸗ 
lichen und forſtwirtſchaftlichen Boden 
des Stadtgebietes. Als Beiſpiel für einen der- 
artigen bodenkulturellen Unterbau wird der Kultur⸗ 
gürtel Kiel angeführt, auf deſſen Vorarbeit ſich heute 
die Stadterweiterung dieſer Stadt organiſch aufbaut. 
Der Entwurf zum preußiſchen Städtebaugeſetz 
ſieht dahingehende Beſtimmungen in ſeinem neuen 
Flächenaufteilungsplan vor. 


7. Die Organiſation dieſer neuen kommunalen 
Grünpolitik umfaßt folgende Einheiten: 

a) Es muß eine geſunde Boden-Vorrats⸗ 
wirtſchaft und Wohnbau⸗ Politik 
getrieben werden. 

b) Es ſind die Kredite zu beſchaffen (aus 
Anleihen, Arbeitsloſen- und Meliorations⸗ 
Krediten) für diejenigen Gartenherrichtungen, 
die von den Intereſſenten rentiert und 
amortiſiert werden. 

c) Es ſind die etatsmäßigen Mittel 
zu reſervieren, die die unabbürdbaren öffent- 
lichen Anlagen betreffen. 


d) Es ijt vorweg für eine den neuen Bedirf- 
nijjen und Bedingungen angepaßte Organi- 
ſation ſowie für techniſche und 
künſtleriſche Führung des öffent⸗ 
lichen Grünweſens Sorge zu tragen (be— 
ratende Garten-Ingenieure der Kommunen). 


Begründung: 

In Bezug auf die Finanzierung muß auf die alte 
Forderung verwieſen werden (Oberbürgermeiſter 
Dr. Böß Berlin), das erforderliche öffentliche 
Gartenbaugeld mit dem öffentlichen 
Wohnbaugeld zuſammen zu beſchaffen. Auch 
Kreditaktionen im Sinne der landwirtſchaftlichen des 
Ernährungsminiſteriums wären nun auch für den ftadt- 
wirtſchaftlichen Boden zu erſtreben. 

In Bezug auf die Organiſation müßte das 
augenmerk darauf gerichtet werden, die heute no 
konſumierenden ſtädtiſchen Gartenämter 
Direktionen zu mehr rentierlichen 
Mittel hierfür ſind die Anlage von eigenen Plantagen, 
Baumſchulen und Gärtnereien, die Übertragung des 
koloniſatoriſchen Gartenbaues (Pacht⸗ und Siedlungs- 
gärten), forie des neuen rationellen Volksparks. Das 
Ziel muß ſein, Stadtgärtnerei gleich einem ſtädtiſchen 
Elektrizitäts⸗ oder Gaswerk eigenwirtſchaftlich aufzu⸗ 
ziehen. 

Der Grüngürtel unſerer Städte, wie 
er in Wiederholung der mittelalterlichen und orienta- 
liſchen Vorgänger auf neuen Grundlagen ſich heute um 
die Städte ſchließt, iſt ein Faktor, den Stadtverwaltung 
und Stadterweiterung ernſt ins Auge i faſſen haben. 
In ethiſcher Beziehung iſt ſein zielbewußter Aus⸗ 
bau die Vorausſetzung eines geſunden Daſeins der 
Städte überhaupt; in formaler Beziehung umfaßt 
er alles das, was der moderne Städtebau als tand- 
wirtſchaftliche Freifläche und Park umſchreibt, in 
wirtſchaftlicher Beziehung muß feine Durch⸗ 
bildung verfeinert und gleichzeitig ſeine Unterhaltung 
auf das geringſte zurückgedrängt werden: der moderne 
Grüngürtel unſerer Städter ſoll dieſe und ſich ſelber 
tragen. 
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Bodentechni Mitteil 
Gartenfürſ orge der Gear ule worpewede 


Edelmiftbereitung 


von Hermann Krane Memmingen 
(Fortſetzung aus Heft 6) 


Vorrichtungen zur Edelmiftbereitung. 


13. Für bie gärſtattmäßige Edelmiſtbereitung 
in den eigentlichen landwirtſchaftlichen Betrieben 
find zunächſt zwei Bauformen“), die „Groß 
gürjtatt^ und die „Kleingärſtatt“ (Abb. 68), 
vorgeſehen; beide werden nach Maßgabe des 
Viehbeſtandes in verſchiedenen Größen aus⸗ 
geführt. Hierfür erteilt die „Gärſtatt G. m 
b. H.“ ſachgerechte Beratung. 

Da für die meiſten gärtneriſchen Betriebs 
größen auch die „Kleingärſtatt“ noch zu groß iſt, 
ſo tritt an ihre Stelle die „Gartengärſtatt“ 
(Abb. 69), deren bauliche Anordnung und Aus⸗ 
geſtaltung den jeweiligen örtlichen Verhältniſſen 
aufs engſte anzupaſſen iſt. Hierfür will die 
Siedlerſchule Worpswede in ihrem 
Wirkungsbereich die vorerwähnten Aufgaben der 
Gärſtatt G. m. b. H. gemäß Übereinkunft aus- 
üben. 

Es erſcheint angebracht, zum Zwecke einer ver— 
gleichenden Einſchätzung der verſchiedenen Arten 
der Miſtbehandlung die Geſichtspunkte, welche für 
die bauliche Ausgeſtaltung unſerer Gärſtätten 
maßgebend waren und den hierfür erforderlichen 
Bauaufwand rechtfertigen, wenigſtens kurz zu 
ſkizzieren. 

14. Die Gärſtatt als Bauwerk hat einesteils 
die Aufgabe einer Arbeitsſtätte zur er- 
ſtellung eines beſtimmten Erzeugniſſes, andern- 
teils die Aufgabe eines Sammelbehälters 

i für diefesErjeugnis. 

Sie fann aljo nicht 
mit einem gewöhn⸗ 

lichen landwirt⸗ 

ſchaftlichen Bauwerk 
zur Stapelung von 
Maſſengütern, z. B. 
einer Scheune, ver- 
glichen werden, denn 
ger ade die Erfüllung 
ſo verſchiedenartiger 

Zwecke in der 
: gleichen Anlage be- 

E^ dingt erhöhte Bau- 
Abb. 68. Die Kleingärſtatt. koſten. Auch die 


*) D. R. P. 388 338 u. a., Auslandspatente. 


Bezeichnung „Miſtſilo“ erſchöpft nicht die Auf- 
gaben der „Gärſtatt“. 

15. Damit des Verfahren zu voller Mus- 
wirkung gelangen kann, muß ſich, wie in Ziff. 11 
bereits erwähnt, an die Hauptgärung die 
Lagerung unter Druck anſchließen, nicht nur um 
die Gärung ſelbſt abzuriegeln, ſondern auch, um 
durch langandauernde Einwirkung der hohen 


Temperatur Keimtilgung und — wie in einer 
Kochkiſte — Gefügelockerung zu erreichen. 
16. Dieſe Geſichtspunkte waren u. a. maj- 


gebend für die zellenmäßige Ausbildung wie für 
die erhebliche Bauhöhe der Gärſtätten und für 
die Berechnung des Faſſungsraumes, der bei 
landwirtſchaftlichen Betrieben ſo zu bemeſſen iſt, 
daß der ganze Jahresanfall der durchſchnittlichen 
Stallhaltung aufgenommen werden kann. Das 
durchſchnittliche Alter des Edelmiſtes wird 
dann ſtets mindeſtens 6 Monate betragen. Nach 
unſeren Erfahrungen iſt der Raumbedarf je 
Haupt Großvieh 12 ebm bei reichlicher und 
8 cbm bei ſparſamer Einſtreu. 

Als weitere, ſehr günſtige Folge ergibt ſich 
ſolchermacken noch die Möglichkeit zu plan 
mäßiger Miſtvorratswirtſchaft. 

Die Aufbringung des Gärgutes auf den all— 
mählich anwachſenden Stapel geſchieht bei den 
hohen Gärſtätten mittels Fördergefäßen von be- 
ſonderer Form und Einrichtung, die mit einem 
Hebezeug hochgezogen werden, ſiehe Abb. 68. 

17. Die Wandplatten, die vornehmlich das 
Entſtehen der jo ſchädlichen Rindenſchicht verhin- 
dern, müſſen ſo beſchaffen ſein, daß ſie — un⸗ 
beſchadet ihrer Handlichkeit — gegen Ent- 
weichen der Wärme nach außen, wie gegen das 
Eindringen von Luft in den Stapel Schutz 
bieten und den hohen Seitendrücken ſowie den 
durch die Gärvorgänge hervorgerufenen chemi— 
ſchen und phyſikaliſchen Einwirkungen ſtandhalten. 

18. Die Wandplatten ſind an den das Gerippe 
der Gärſtatt bildenden Säulen, die mit Rückſicht 
auf die erwähnten Seitendrücke ſehr ſolid kon— 
ſtruiert werden müſſen, derart befeſtigt, daß ſie 
einzeln, raſch und leicht angebracht und ab⸗ 
genommen werden können, wie es jeweils Stand 
und Fortſchritt von Beſchickung und Ausfuhr er⸗ 
heiſchen. 
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19. Zur Vermeidung von Schimmelbildung 
und ſonſtigen ſchädlichen Zerſetzungsvorgängen 
ſind die Fugen zwiſchen den aufeinander ſtehenden 
Wandplatten und zwiſchen dieſen und den Säulen 
ſorgfältig abzudichten. Hierzu dient u. a. der 
Teerlehmkitt, ein in beſtimmtem Verhält⸗ 
nis herzuſtellendes Gemiſch von Teer, Lehm und 
faſerigen 3Bejtanbteilen.*) 

20. Der beim Gärvorgang ſich bildende 
Sickerſaft (vergl. Ziffer 31) wird auf der waſſer⸗ 
undurchläſſigen, mit einem Holzroſt oder mit 
Reiſig belegten Sohle der Gärſtatt aufgefangen 
und in einen Sammelbehälter geleitet. 

21. Eine dauernd gute Inſtandhaltung der 


Gärſtatt, insbeſondere ihrer aus Holz an- 
gefertigten Beſtandteile und unter dieſen 
wiederum der Wandplatten, iſt von größter 
Wichtigkeit. Hierbei kommt vor allem das 
Tauchen der Wandplatten in Desinfektions⸗ 


löſungen, das wiederholte Verſtreichen der Fugen 
und Riſſe mit Teerlehmkitt, das erneute An- 
ſtreichen der in das Erdreich verſenkten Pfoſten 
mit fäulnishindernden Schutzmitteln (bis auf 
15 em unter und 30 em über der Bodenfläche) 
u. dergl. mehr in Betracht. Auch der Anſtrich 
der Eiſenteile iſt regelmäßig und an den mit dem 
Gärgut in Berührung kommenden Flächen in 
nicht zu langen Zeitabſtänden zu erneuern. 


Die Gartengärſtatt. 
22, Nach Angaben der praktiſchen Vache 
literatur ſind in gärtneriſchen Betrieben an 
Stall miſt durchſchnittlich jährlich je ha er- 
forderlich: 
a) für fertiges Gartenland 
bei gewöhnlicher Bemiſtung 
bei mittelſtarker 3Bemijtung . 


50 t 
90 t 


9. Worpsweder Gartengärſtatt. 


6 


Abb. 


*) 70 kg lufttrockener, fetter, kiesfreier Lehm werden 
in einem Bottich unter allmählichem Waſſerzuſatz und 
vie Rühren und Kneten plaftijd gemacht; während 
dieſes Vorganges wird nach und nach i kg Werg, das 
auf etwa 3cm Länge zerhackt ijt, beigemengt. Nach 
gründlicher Miſchung werden noch 10 kg Steinkohlenteer 
zugeſetzt und die Maſſe ſo lange gerührt, bis der Lehm 
vollſtändig vom Teer durchſetzt Wt. Um die für den Ge- 
brauch erforderliche Geſchmeidigkeit längere 
halten, darf nicht überſehen werden, erneut 
zuſetzen und die Maſſe wieder durchzuarbeiten. 


eit zu er⸗ 
aſſer zu⸗ 
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b) im holländiſchen Tabatbaut) 150 t 

c) für Gemüſebau auf frijdem Dünen⸗ 
fand 310000 


23. Zur Ermittlung eines Durchſchnittswertes 
für einen allgemein gehaltenen Voranſchlag ſollen 
nur die erſten 3 Zahlen herangezogen werden; 
aus dieſen errechnet ſich für Gärtnereien eine 
mittlere jährliche Bemiſtung je ha mit rund 
100 t gewöhnlichem Stallmiſt oder 50 t Edelmiſt, 
wenn für letzteren vorſichtigerweiſe vorerſt nur 
die Verdoppelung der Erntemehrung zugrunde 
gelegt wird. Der zur unmittelbaren Einver⸗ 
leibung in den Boden erforderlichen Menge iſt 
behufs Erzeugung von Miſtbrühe (ſiehe Ziff. 31) 
noch ¼ zuzuſchlagen, fo daß jid) obige Zahl auf 
60 t erhöht. Hierfür ift ein Rauminhalt von 
60 cbm erforderlich, da nach verſchiedenen 
Probeverwiegungen das Gewicht von 1 ebm 
Edelmiſt 1 t beträgt. 

24. Die einzuſtapelnde Friſchmiſtmenge bat 
natürlich ein größeres Gewicht. In der Abſicht, 
jegliche Überwertung zu vermeiden, ſei an— 
genommen, daß der Stoffverluſt bei der hier be— 
handelten Art der Edelmiſtbereitung in einer 
Gärſtatt 20% beträgt. Dieſe Zahl ijt zwar 
niedriger als die für gewöhnliche Düngerſtätten 
oder für behelfsmäßiges, ohne Verſchalungen 
durchgeführtes Gärverfahren geltende, trägt aber 
doch den verhältnismäßig geringen Raum⸗ 
abmeſſungen Rechnung. Die Friſchmiſtmenge 
je ha ijt ſohin 60:08 = 75 t. Hieraus ergibt 
ſich durch Aufrundung die in Ziffer 37 für 
mittlere Gartenbetriebe angeſetzte Friſchmiſtmenge 
von 40 t für 0,5 ha. 

25. Für die nunmehr hier folgenden Be— 
rechnungen möge entſprechend mittleren 
Verhältniſſen der Kleinſiedlung der Bedarf für 
1500 qm (= 0,15 ha) Gartenland maßgebend 
jein; der Raumbedarf ergibt ji hierfür zu 
0,15 60 ebm = 9,0 cbm. 

26. Für die Unterteilung der einzelnen 
Schichten in kleinere Blöcke wurden Werte ver- 
ſuchsmäßig feſtgeſtellt; dieſe betragen bei 
Stapelung in Verſchalungen 50 em. In dieſem 
Falle würden auf der quadratiſchen Grundfläche 
mit 1,5 m Seitenlänge 9 Blöcke von je 50 em 
Länge und Breite und 90 em Höhe in jeder 
Schicht aufzuſetzen ſein. 

Zweckmäßig iſt es jedoch, die Verſchalung 
des einzelnen Blockes im Innern der Gärſtatt da— 


*) Der Holländer weiß als gewiegter Geſchäftsmann 
ſehr wohl, warum er ein beſonderes Maß von Fürſorge 
gegenüber gewiſſen Pflanzengattungen zu allernächſt durch 
Verabreichung hoher Gaben von irtſchaftsdün ern zum 
Ausdrucke bringt (vgl. Adolf Mayer, Lehrbuch ber 
n II. Band, 2. Abtlg.: Die Düngerlehre; 
5. Aufl. Heidelberg, C. Winter, 1902; S. 69, Abſ. 2). 
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durch zu erſparen, daß man die Seitenlänge 
etwas größer wählt, alſo z. B. bei 1,50 m X 1,50 m 
großer Gärſtattzelle 
länge aufbaut. 

27. Das Aufſetzen der Blöcke muß in einer 
gewiſſen, wohlüberlegten Reihenfolge ſo vor ſich 
gehen, daß nicht durch Blöcke, die ſich noch in 
Gärung befinden, alſo noch nicht betreten 
werden dürfen, der Zugang zu ſolchen Stellen be— 
einträchtigt wird, wo neuerliche Beſchickung jtatt- 
zufinden hat. Um an einem Beiſpiel das Weſent⸗ 
liche dieſes planmäßig geordneten Beſchickungs⸗ 
vorganges klarzulegen, ſei angenommen, der je— 
weilige Anfall an Gärgut ſei ſo groß, daß damit 
Blöcke von 75 em Seitenlänge gebildet werden 
können. — Die freien Seitenwände der Blöcke 
find möglichſt ſenkrecht aufzubauen. 

28. Der erſte Block der unterſten Schicht 
kommt zweckmäßigerweiſe in eine der Füll— 
öffnung gegenüberliegende, und zwar die am 
beſten vor Wind geſchützte Ecke zu ſtehen. Für 
die weitere Aneinanderreihung der Blöcke 


empfiehlt es ſich, unter den verſchiedenen An— 


F 


4 Blöcke zu 75 em Seiten⸗ 
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mes 
ordnungsmöglichkeiten jene zu wählen, bei 
welcher der zweite Block in die dem erſten Block 


ſchräg gegenüberliegende Ecke geſetzt wird, weil 
hierdurch jon eine für das Aufſetzen der weiteren 


Blöcke handſame Raumabgrenzung durch 
Buchtenbildung erzielt wird. Der dritte Block 


kommt in die der Einfüllſeite abgewandte Ecke 
neben den erſten Block und der vierte ſchräg 
gegenüber dem dritten Block zu ſtehen. In den 
folgenden Schichten wird die gleiche Reihenfolge 
eingehalten, ſo daß der fünfte Block über dem 
erſten, der ſechſte über dem zweiten uſw. liegt. 

29. Wie in Ziffer 10 angegeben, können die 

Blöcke in der Regel nach zwei Tagen getreten 
werden. Um jedoch auch für den Fall, daß die 
gewünſchte Temperatur erſt nach drei Tagen ein- 
tritt, einen gewiſſen Spielraum zu haben, iſt es 
zweckmäßig, nachſtehende Folge für Treten und 
Beſchicken einzuhalten. Die angegebene Ordnung 
iſt ſelbſtverſtändlich nur für des Beſchicken 
bindend; das Treten der Blöcke kann auch jchon 
früher geſchehen, nämlich immer dann, wenn die 
gewünſchte Temperatur erreicht iſt. Block 1 wird 
ſomit ſpäteſtens getreten, wenn Block 4 aufgeſetzt 
wird; Block 2, wenn Block 5 aufgeſetzt wird uſw. 

Iſt der tägliche Anfall an Gärgut für einen 

Block von den in Ziffer 27 angegebenen Ab- 
meſſungen nicht ausreichend, ſo iſt das Gärgut an 
beſonderer Stelle und noch beſſer in einem ge— 
eigneten Gefäß anzuſammeln. 

30. Für die Gartengärſtatt ſind Hebezeuge zu koſt⸗ 
ſpielig. Sie wird deshalb nur normal in 2 m Höhe 
errichtet. Dieſe Höhe tft dann nur bis zu / für die 
Heißvergärung ausnutzbar, der Reſt iſt mit leicht ver⸗ 
weslichem, erdigem, möglichſt ſchwerem Kompoſt voll⸗ 
zufüllen. (D. Schriftl.) 


(Fortſetzung folgt.) 


Die Ernte im Pare 


Es ſchwebt von alters her ein eigenartiger 
Zauber um die Ernte im Garten, und dies um 
ſo mehr, je maſſiger und üppiger ſie iſt. Und je 
ſchwerer erworben, deſto mehr ijt dies Gefühl be- 
rechtigt, zeugt es doch wieder die Sorgfalt, echt 
handwerklich mit den fertigen oder halbfertigen 
Erzeugniſſen umzugehen. 

Erdbeeren ſind am Abend oder Morgen zu 
pflücken, falls ſie nicht ſofort zum Friſchgenuß 
verwendet werden. Sie dürfen nicht in größere 
Gefäße kommen, ſondern nur in Schachteln oder 
Schalen von 10—20 em Höhe. Man faßt beim 
Pflücken vorſichtig am Stiel an und kneift ihn 
mit Daumen und Zeigefinger ab. 

Hülſenfrüchte ſind jeden zweiten bis vierten 
Tag durchzuſehen. Dabei pflücke man vorſichtig, 
damit nicht die Wurzeln gelockert und dadurch die 


Weiterentwicklung gehemmt wird. Zum Mus- 
reifen können die Pflanzen im Juli-Auguſt, wenn 
ſie anfangen gelb zu werden, herausgenommen 
werden zum bündelweiſen Nachtrocknen, damit 
auf ihrem Standort noch eine Nachkultur, wie 
Endivie, Spinat oder dergl., gezogen werden 
kann. 

Zwiebeln ſind, ſobald das Kraut halb ab- 
geſtorben iſt, an trockenem Tage herauszunehmen, 
zu bündeln und in froſtfreiem Raume aufzu⸗ 
hängen. Sie können aber auch in dünnen Lagen 
auf Horden oder Brettern, auf Stroh ꝛc. aus⸗ 
gebreitet werden. 

Tomaten ſind im Juli⸗Auguſt zu kappen, 
nachdem während des Sommers alle Seiten- 
triebe herausgenommen wurden. Verwerflich iſt 
die Unſitte, die Blätter abzuſchneiden. Die Rot⸗ 
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Abb. 71. 
1 Laub oder Dünger (bei etwaigem Froſt aufzudecken), 2 — Erdbedeckung, 3 — 
4 Stroh- ober Rohrmatten, 5 — Dedläden ober Fenſter. 


Aufbewahrung von Gemüſe. 


färbung hängt vielmehr als vom direkten Be— 
ſcheinen der Früchte durch die Sonne davon ab, 
daß ſie richtig zubereitete Nahrung von den 
Blättern erhalten. Nur das Blatt arbeitet das 
Sonnenlicht um. Voll ausgewachſene, gut ge- 
nährte Tomaten erhalten ihre Färbung noch 
nachträglich im Zimmer oder unter Glas. Am 
entblätterten Stock dagegen werden's welke 
Kümmerfrüchte. Das Nachreifen wird noch be— 
ſonders gefördert durch Herausnehmen der 
ganzen Stöcke und Aufhängen im Gewächshaus 
oder Ausbreiten im Miſtbeet unter Glas. Ende 
September, wenn die erſten Nachtfröſte eintreten, 
müſſen die letzten Früchte im Freien ab— 
genommen ſein. 

Wurzelfrüchte. Beim Herausziehen einzelner 
Möhren im Sommer darf nicht der ganze 33e- 
ſtand gelockert, das Kraut der ſtehenbleibenden 
beſchädigt werden. Dadurch ſtockt deren Ent- 


wicklung, und die Maden der 
Möhrenfliege treten ſtärker auf 
als in dicht geſchloſſenem Be— 
ſtand. Die Stapelhöhe im 
Lager ſei nicht über 30 em bei 
den kleinen Sorten, bis zu 50 
bei den großen, widerſtands— 
fähigeren. (Abb. 71 E.) Die 
Lagerung kann im Keller, in 
Mieten oder im ausgehobenen 
Miſtbeet erfolgen, wobei die 
Rüben in Sand eingebettet 
werden. Sellerie iſt bis auf 
die Herzblätter ohne Zurück— 
laſſung von Reſten an der 
Knolle zu entblättern und in 
kleinen Abſtänden etwa 5 em 
tief in Erde oder Sand einzu— 
ſchlagen, in Keller, Miete, 
beffer noch im Miſtbeet. 
(Siehe Abb. 71 C.) Rote Beete 
werden ſo abgeſchnitten, daß 
die Knolle nicht beſchädigt 
wird. Stapelung wie bei 
Mohrrüben. Bei Runkelrüben 
und Kohlrüben dagegen wird 
auch das Herz mit einem 
Stückchen der Knolle ab— 
geſchnitten, damit ſie nicht in 
der Miete austreiben, die bei 
großen Sorten bis zu 2,50 m 
hoch ſein kann (bei Kartoffel 
ſiehe Abb. 71 A 90—120 em). 


Peterſilienwurzeln find mit 

kleinen Zwiſchenräumen auf- 

2 recht in Erde oder Sand 

SEN einzubetten und zwar in 
Miſtbeetkäſten oder einfache 

Kiſten, die an einen hellen, froſtfreien Ort 
geſtellt werden, um die Blätter auch im 
Winter ſchneiden zu können. Zichorienwurzeln 
werden ebenſo dicht eingeſchlagen, 20 bis 
25 em mit Sand bedeckt und erhalten 


dann, falls dies im Freien geſchieht, im No— 
vember, Dezember eine wärmende 50—80 em 
hohe Decke aus Pferdemiſt und Laub, die event. 
zu erneuern ijt, damit die gewünſchten Blatt- 
kolben, die als Salat verwendet werden, er— 
ſcheinen. Man bringt ſie im kleinen aber noch 
vorteilhafter in warmen Räumen zum Aus— 
treiben. 

Ein beſonderer Sport zum Veredeln der Ge— 
müſe iſt das Bleichen. Wir erwähnten bereits 
die Zichorie. Einfacher find Endivie (Abb. 71 D) 
und Bindſalat zu behandeln, die an Ort und 
Stelle durch Zubinden, erſtere auch durch llber- 
decken mit Brettern, die aber etwas von den 
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Blättern abſtehen müſſen, genußreif werden. 
Sorgfältig gebleichter Endivie iſt als goldgelber, 
zarter Salat ebenſo eine leichtgezogene, noch zu 
wenig beachtete Delikateſſe wie die Zichorie. All- 
gemein angewandt wird dagegen das Anhäufeln 
des in Rillen gepflanzten Porree. Schwieriger 
dagegen iſt Bleichſellerie zu ziehen, der eine ge— 
ſchützte, wärmere Lage verlangt. Er wird dort 
in noch tiefere, mit guter Kompoſterde unter— 
packte Gräben gepflanzt, auch während des 
Sommers öfter nachgedüngt und Mitte Sep- 
tember angehäufelt. Die Blätter müſſen aber 
maſtig und hochſtielig ſein und werden bis an 
den Blattanſatz eingedeckt, bezw. wie Endivie mit 
Brettern abgedeckt. 

Von Gewürzkräutern ſind Schnittlauch und 
Peterſilie in friſchem Zuſtand durch Einſchlag in ge- 
ſchützte Räume zu erhalten. Alle anderen ſind zu trocknen. 

Am Kohl ſind die äußeren, abſtehenden 
Blätter zu entfernen. Er wird dann am 
ſicherſten aufrecht in einem ausgefahrenen Mijt- 
beetkaſten eingeſchlagen und ſo abgedeckt, daß er 
gegen Näſſe und Froſt geſchützt und bei mildem 
Wetter ausgiebig gelüftet werden kann. (Abb. 71.) 
In ſandigem Boden können die Köpfe auch mit 
abgeſchnittenen Strünken umgekehrt in mehreren 
Lagen übereinander und Sandzwiſchenlage, ſo 
daß ſie ſich nicht berühren, eingeſchlagen werden. 
Sonſt kommt im Klein- und Siedlergarten das 
Aufbewahren in nicht feuchten Kellern oder nicht 
zu trockenen ſonſtigen Räumen in Frage und 
zwar auf Stellagen oder noch beſſer aufgehängt. 
Das Ernten darf nur an möglichſt trockenen 
Tagen erfolgen. Während des Winters ſind ber- 
faulte Blätter ſtets zu entfernen und für mög⸗ 
lichſt gleichmäßige Temperatur zu ſorgen. Keller 
mit Zentralheizung ſind infolge ihrer hohen 
Temperatur ungeeignet. 

Blumenkohl kann unter Glas nachgereift 
werden, wenn wenigſtens kleine Käschen bereits 
zwiſchen den Blättern feſtzuſtellen ſind. Ferner 
iſt unter Glas die Vegetation von Sauerampfer, 
Kerbel, Spinat und Rapunzel zu verlängern. 
Als Winterſpinat im Freien iſt der ſpitzblättrige 
zu nehmen und dieſer möglichſt im Auguſt aus- 
zuſäen. Starke Düngung, beſonders durch 3 bis 
4 em hohes Überdecken der Beete vor der Saat 
mit gut verrottetem Kompoſt oder 
Miſt, ergibt die beſten Erfolge, ſo daß 
im Herbſt 2 bis 3 mal und dann im 
Frühjahr noch 1 bis 2 mal ge⸗ 
jwnitten werden kann. 

Sehr froſtempfindlich find Gurken 
und Kürbiſſe. Sie müſſen vor dem 
erſten Froſt abgenommen oder zur 
gedeckt werden. Zur Ernte ſind die 
Gurken jeden 3. bis 4. Tag abzu⸗ 
ſuchen. 


e d le 
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Die Ernte bes Obſtes ijt eine kleine Wiſſen⸗ 
ſchaft für fh. Es ijt nicht zu viel be- 
hauptet, daß das meiſte Obſt in Deutſchland bei 
Ernte und Lagerung verdorben wird, von 
plumper Hand mißhandelt. So ijt vor allem 
alles geſchüttelte (mit Ausnahme bei Pflaumen) 
nur noch als Wirtſchaftsobſt zu gebrauchen, und 
auch dafür nur kurze Zeit nach der Ernte, da 
alle Druckſtellen bald in Fäulnis übergehen. 

Aber auch das gepflückte Obſt wird meiſt 
ſchlecht behandelt. Es darf vor allem nicht in 
Säcke gefüllt werden, dann auch nicht in größere 
Kiſten und Körbe, wenn dieſe nicht beſondere 
Einrichtungen aufweiſen, ferner nicht für längere 
Zeit in Stapel von mehr als 3 bis 4 Lagen. 
Jede Frucht ijt beim Pflücken am Stiel anzu- 
faſſen (mit Ausnahme der Wirtſchaftspflaumen) 
und vorläufig in einen kleinen Henkelkorb oder 
umgehängten Sack zu legen, beide etwa 5 bis 
10 Pfund faſſend. Der Pflückkorb wird mit 
einem Haken an einen Aſt oder die Leiter in 
Greifnähe gehängt. Als Leiter iſt möglichſt die 
Stehleiter zu verwenden, um Beſchädigungen der 
Krone und Abſtoßen von Früchten zu vermeiden. 
Steigt man in die Krone, ſo ziehe man weiche 
Schuhe an, um das Abſtoßen der Rinde zu ver⸗ 
meiden. Der Transport geſchieht dann in 
flachen, gepolſterten Körben (ſiehe Abb. 72). 


Sommeräpfel, Sommer- und Herbſtbirnen 
und Pfirſiche werden etwa 8 Tage vor der eigent- 
lichen Reife gepflückt, Winterobſt wird ſo lange 
als möglich am Baume belaſſen. Die ſpäten 
Sorten vertragen auch noch leichte Kältegrade. 
Die Reife iſt zu erkennen am ſtärkeren Fallen 
der Früchte bezw. leichteren Loslöſen vom Stiel. 
Die Kernfärbung iſt nicht immer ein ſicheres 
Kennzeichen, doch beſtimmt bei den Frühſorten. 
Die ſpäteſten Sorten hängen bis zuletzt feſt am 
Baum. 


Winterobſt wird ſachgerecht eingelagert in 
froſtfreien, geſunden Räumen, in denen keine 
Kartoffeln, Rüben oder riechenden Gegenſtände 
aufbewahrt find. Der Lagerung hat eine Sor- 
tierung vorherzugehen, wobei alles Minder— 
wertige und Beſchädigte ausgeſchieden wird. Hat 
man Obſt zu verkaufen, ſo wende man ſich an 
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den Reichsverband des deutſchen Gartenbaues. 
Bei Einlagerung werden Apfel mit dem Stiel 
nach unten, Birnen mit dem Stiel nach oben ge- 
legt und zwar auf Horden, die man ſich aus 
Brettern oder Latten herſtellt. Bei empfindlichen 
Sorten kommt hierauf jeweils nur eine Lage, 
bei härteren 2 bis 4. Während des Winters ſind 
ſie öfter durchzuleſen. Harte Sorten können auch, 
in Torfmull verpackt, in Kiſten gelagert werden. 
Die Früchte ſind dabei einzeln in Seidenpapier 
zu wickeln. 

Zwetſchen läßt man gerne bis zur Überreife 
hängen, um ihren Zuckergehalt zu erhöhen. 
Mirabellen und Reineclauden ſind dagegen acht 
Tage vor der Reife zu pflücken. 

Walnüſſe ſind von der grünen Schale zu 
reinigen und dann noch 3 bis 4 Wochen zu 
trocknen, bevor ſie in Säcken aufgehängt oder auf 
Horden gelagert aufbewahrt werden. 


M. Sch. 


Arbeitskalender für September 


Es können noch Anfang des Monats ausgeſät 
werden: Spinat, Rapunzel, Kerbel, Sauer- 
ampfer, Radieschen. 

Anfang des Monats ſind noch zu pflanzen: 
Erdbeeren, Getreide, Vergißmeinnicht, Stief- 
mütterchen, Maßliebchen; am Ende des Monats 
Adventskohl. Dieſer Monat iſt auch Pflanzzeit 
für Koniferen (Nadelhölzer). 

Falls nicht bereits geſchehen, ſind die Tomaten 
zu kappen, ſo daß ſich kein Trieb mehr entwickelt 
und aller Saft den Früchten zugute kommt. 
Endivie iſt zu binden oder zu bedecken, damit 
ſeine Blätter im Dunkeln bleichen. 

Es kommt die Zeit der erſten Nachtfröſte. Am 
empfindlichſten ſind Gurken, Kürbiſſe, Bohnen, 
Tomaten. Sie ſind in dieſem Monat alle zu 
ernten. Dann beginnt die Vorbereitung des 
Bodens für den Winter. Er wird tief um⸗ 
gegraben und grobſchollig liegen gelaſſen oder gefräſt. 


Sieoͤlungs⸗Gloſſen. 


Neuordnung des öſterreichiſchen Kleingarten⸗ und 
Siedlungsweſens. 

An die Spitze der großen Wiener Organiſation des 
„Oſterreichiſchen Verbandes für Siedler 
und Kleingartenweſen“ ſind neue Männer ge⸗ 
treten. Gleichzeitig hat eine innere Umgeſtaltung des 
Verbandes ſtattgefunden, die ſich der äußeren Lage an⸗ 
paßt. Über dieſe Lage läßt ſich der neue Führer der 
Wiener Kleingarten⸗ und Siedlungsbewegung, Joſef 
Reißberger in Nr. 8 des „Siedler und Kleingärtner“ 
wie folgt vernehmen: 

„Die Zeiten, wo die Kleingartenbewegung durch 
ihre Leiſtungen für ſich ſelbſt Anhänger geworben hat, 
ſind vorbei. Damals war der Kleingarten ein be⸗ 
gehrter Faktor im Leben jeder Familie und die Städte 
förderten die Bewegung nach jeder Richtung hin in 
ausgiebigſter Art und Weiſe. Leider verſäum⸗ 
ten es die Kleingärtner, jid in dieſer 
damaligen Zeit Sicherheiten zu ſchaffen, 
Sicherheiten, die ihren Beſtand auf die 
Dauer gewährleiſtet hatten. Heute hat ſich 
die Situation weſentlich geändert, nicht etwa, daß die 
Stadt dem Kleingartenbau kein Verſtändnis mehr ent- 
gegenbringt, aber die Stadt iſt im Laufe der Zeit über 
die Kleingartenbewegung weitergeſchritten und hat 
andere Ziele vor ſich. Damals war die Kleingarten⸗ 
bewegung der Angelpunkt der Volksſtimmung: die Not 
der Kriegszeit gab ihr ein Gepräge, das tief in das 
Leben der Familie eingriff, und ſo war eben der Klein⸗ 
gartenbau der Stadt ein lebenswichtiger, weil Nah⸗ 


rungsmittel liefernder Faktor geweſen. N 
Was bie Urjache war, warum in der damaligen 
Zeit es verſäumt wurde, der Kleingartenbewegung 
Sicherheit und Beſtandsdauer zu erwerben, wiſſen wir 
alle. Wir wiſſen dere wie ſchwer le 
unverzeihlichen Verſäumniſſe jid heute 
in uns allen auswirken, wie ſchwankend 
die Kleingarten bewegung geworden iſt 
und wieviele Hinderniſſe ſich heute dem 
Dauerkleingarten entgegenſtellen und 
ſich davor auftürmen. Der Vergangenheit 
nachzutrauern und über all die Fehler, die damals be⸗ 
gangen wurden, zu jammern, wäre aber zwecklos. Wir 
müſſen mit der heute gegebenen Tatſache einfach rechnen 
und uns den Weg vorzeichnen, den wir in Zukunft 
gehen wollen.“ A 
Wir können bie neuen Verhältniſſe aus eigener Ans 
ſchauung nur beſtätigen. Wir haben ſie ſeiner Zeit vor⸗ 
ausgeſagt. Wir haben auch rechtzeitig und nachdrücklich 
auf die Sicherheiten hingewieſen, die nach unſerer 
Anſicht erforderlich waren. Die alten Führer haben dieſe 
Hinweiſe nicht beachtet. Wir hoffen, daß die neuen 
Männer genug Geiſt und Umſicht aufbringen, um das 
verfahrene Schiff der ſozialen Gartenbewegung Oſterreichs 
wieder flott zu machen. Für die deutſche Grünſache aber 
iſt dieſer Vorgang ein warnendes mementi mori: Klein⸗ 
gartenvolk, wache auf, ehe es zu ſpät iſt! 


Für die Schriftleitung verantwortlich Max Schemmel, 
Worpswede. 
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